Einladung

Kultur- und Freizeitausschuss
6. Sitzung ¢ Mittwoch, 06.10.2010 e 16:00 Uhr e Ratssaal, Rathaus

Offentliche Tagesordnung - 16:00 Uhr

1.1.

1.2.

1.3.

Mitteilungen zur Kenntnis

Zuschussverwendung und Zuschussbedarf Initiative Jugendhaus
Erlangen e.V.

Kulturférderabgabe als drtliche Aufwandsteuer
(Schreiben des Deutschen Stadtetages vom 10.09.2010)

Anfrage von StRin Grille im Stadtrat 29.07.2010:
Ubersicht tiber die Situation von Stadttheatern vergleichbarer Stadte

ARGE-Grofsraumprojekt 2011: "Made in ......... " (mundlicher Bericht)

Gemeindezentrum Frauenaurach: Weitere Nutzung und Erledigung
des Fraktionsantrages 254/2009 der SPD

Induktionsanlagen im Ratssaal und im Theater
hier: Fraktionsantrag der Griinen Liste Nr. 50/2010 vom 28.04.2010

Mittelbereitstellung fir IP-Nr.: 366D.408 Spiel- und Bolzplatz
GoldwitzerstralRe (Neuanlage)

Sicherstellung der Planung fir das Theater Erlangen im Jahr 2012 -
Budget fiir das Haushaltsjahr 2012

Umsetzung des Entwicklungsplans "Offentlich-kulturelle Gebaude in
der historischen Innenstadt" Neustrukturierung/Generalsanierung des
Kultur-, Bildungs- und Kreativzentrums Frankenhof im Quartier B
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412/005/2010
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IV/014/2010

Kenntnisnahme

IV/015/2010
Kenntnisnahme

241/011/2010
Gutachten

50/024/2010
Gutachten

412/004/2010
Gutachten

44/010/2010
Gutachten

1V/013/2010
Gutachten



8. Ubertragung und Verwendung des Budgetergebnisses 2009
des Amtes 42 - Korrektur

0. Modellprojekt "vhs Club International” im Rahmen des Modellvorha-
bens "Kooperationen - Pilotprojekte fir die Stadtgesellschaft”

10. Anfragen

Die Sitzung wird anschlieRend nichtoffentlich fortgesetzt.

Ich darf Sie hiermit zu dieser Sitzung einladen.

Erlangen, den 29. September 2010

STADT ERLANGEN
gez. Dr. Siegfried Balleis
Oberblrgermeister

42/008/2010
Beschluss

43/011/2010
Beschluss

Falls Tagesordnungspunkte dieser Sitzung aus Zeitgrinden auf den nachsten Termin verschoben werden

mussen, bitten wir Sie, die entsprechenden Unterlagen aufzubewahren und erneut mitzubringen.

Die Sitzungsunterlagen kdnnen auch unter www.ratsinfo.erlangen.de abgerufen werden.
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Mitteilung zur Kenntnis

Geschéftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/412/RDD T. 2308 Herr Dietmar Radde 412/005/2010

Zuschussverwendung und Zuschussbedarf Initiative Jugendhaus Erlangen e.V.
Beratungsfolge Termin Status Vorlagenart Abstimmung

Kultur- und Freizeitausschuss 06.10.2010 o6ffentlich Kenntnisnahme
Jugendhilfeausschuss 21.10.2010 offentlich Kenntnisnahme
Beteiligte Dienststellen

Kenntnisnahme

Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

. Sachbericht

Die Initiative Jugendhaus Erlangen e.V. wird seit 2007 finanziell von der Stadt Erlangen un-
terstutzt.

1. Foérderung bis 2009:

a) Forderung im Jugendtreff Westliche Stadtmauerstralie:
2007: einmaliger Zuschuss in Hohe von 10.000 €

b) Forderung im Jugendhaus Erlangen, Wohrmuiihle7:
2008: Baukostenzuschuss in Hohe von 63.500 €
Der Baukostenzuschuss zur Sanierung des Gebaudes Woéhrmdhle ist mittlerweile voll-
standig verwendet worden. Der Verwendungsnachweis der Initiative Jugendhaus Erlan-
gen e.V. liegt bereits vor und ist von der Abteilung Kinder- und Jugendkultur geprift wor-
den.

2. Forderung in 2010:

Far 2010 hat die Initiative einen Férderantrag beim Kultur- und Freizeitamt gestellt. Nach
Prifung des Antrags durch die Abteilung Kinder- und Jugendkultur wurde ein Jahreszu-
schuss fur 2010 in H6he von 700 €/Monat als Forderbedarf anerkannt, der als Einmalzah-
lung in H6he von 8.400 € an den Jugendclub ausbezahlt wurde. Im Zuschuss beriicksichtigt
wurden der Miet- und Nebenkostenbedarf (450 €/Monat), eine Pauschale fiir den Bauunter-
halt (100 €/Monat) sowie ein Programmkostenzuschuss (150€/Monat).

Die Zuschusshohe orientiert sich an den stadtischen Jugendclubs in Erlangen. Fir diese
Einrichtungen werden die Miet- und Nebenkosten sowie der Bauunterhalt aus dem Budget
des Gebaudemanagements finanziert. Zusatzlich erhalten auch die Erlanger Jugendclubs
einen Zuschuss zu den Programmkosten. Der Zuschussbetrag zu den Programmkosten ent-
spricht der durchschnittlichen Férderung eines Erlanger Jugendclubs.

Die Forderung in 2010 konnte nur durch einen Entnahme aus den Budgetricklagen des Kul-
tur- und Freizeitamtes finanziert werden, da fur diesen zusétzlichen Bedarf im Haushalt 2010
keine zuséatzlichen Mittel eingestellt wurden.
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3. Forderung ab 2011:

Auch fur die Folgejahre besteht der Zuschussbedarf in voraussichtlich gleicher Hohe. Aus-
dricklich wird darauf hingewiesen, dass im Haushaltsentwurf 2011 des Kultur- und Freizei-
tamtes dieser zuséatzliche Mittelbedarf nicht beriicksichtigt ist. Das Kultur- und Freizeitamt
wird daher zur Bezuschussung der Initiative Jugendhaus Erlangen 8.400 € zum Haushalt
2011 nachmelden.

4. Vorstellung der Initiative Jugendhaus Erlangen e.V.
Die geleistete Arbeit, die laufenden Angebote und den Forderbedarf des Jugendhauses

Wohrmihle werden Vertreter des Vereins in der Sitzung des Kultur- und Freizeitausschusses
vorstellen.

Anlagen:

lll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
IV.Zum Vorgang
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O 1.2

V.

Mitteilung zur Kenntnis

Geschéftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/RDB/1020 Herr Dr. Dieter Rossmeissl IV/014/2010

Kulturforderabgabe als ortliche Aufwandsteuer (Schreiben des Deutschen
Stadtetages vom 10.09.2010

Beratungsfolge Termin Status Vorlagenart Abstimmung

Kultur- und Freizeitausschuss 06.10.2010 o6ffentlich Kenntnisnahme

Beteiligte Dienststellen

Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

. Sachbericht

Gemalf den aufgefihrten Anlagen.

Anlagen 1-3:

Schreiben zur Erhebung einer Kulturférderabgabe des
Deutscher Stadtetags vom 10.09.2010
Finanzministerium NRW

Satzungsbeispiel der Stadt KéIn

Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
Zum Vorgang
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Postfach 12 03 15
10593 Berlin

Stral’e des 17. Juni 112
10623 Berlin

10.09.2010

Mitgliederrundschreiben Telefon +49 30 37711-0
Durchwahl 37711-720

Telefax +49 30 37711-709
E-Mail

stefan.ronnecker@staedtetag.de

Bearbeitet von
Dr. Stefan Ronnecker

Aktenzeichen

20.42.00D
Umdruck-Nr.

H 2125

Genehmigung der Erhebung einer Kulturforderabgabe als ortliche Aufwandsteuer durch das Ministeri-
um fiir Inneres und Kommunales sowie das Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen.

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 09.09.2010 an die Stadt K&In haben das Ministerium fiir Inneres und Kommunales sowie
das Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen iiber die Genehmigung zur Erhebung einer Kulturfor-
derabgabe als ortliche Aufwandsteuer informiert (siche Anlage 1). Hintergrund ist eine Regelung in § 2 Abs. 2
des Kommunalabgabengesetzes NRW, nach welcher fiir eine Satzung, mit der eine im Land bisher nicht erho-
bene Steuer erstmalig oder erneut eingefiihrt werden soll, zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch die
vorstehenden Ministerien bedarf.

Ankniipfungspunkt der Genehmigung ist eine Satzung der Stadt K&ln (siehe Anlage 2). Die Ministerien weisen
in Threm Schreiben allerdings darauf hin, dass sie nicht alle mit der Erhebung verbundenen rechtlichen Risiken
als ausgerdumt betrachten. Ein Einstieg in die Debatte um die rechtlichen Risiken der Erhebung dieser Abgabe
findet sich in der Literatur bereits bei:

- Klaus Rosenzweig, Kulturabgabe — eine neue Einnahmequelle fiir Not leidende Stddte?, in: Niedersichsi-
scher Stadtetag — Nachrichten (NST-N), Heft 4/2010, S. 72 — 78.

- Gutachten zur Zuldssigkeit der Erhebung einer sogenannten ,,Bettensteuer®, Partnerschaft Graf von West-
falen, im Auftrag des Stidtetages Baden-Wiirttemberg v. 8. 6. 2010.

- Andreas Mickisch, Die Ubernachtungsteuer als neue kommunale Einnahmequelle, in Zeitschrift fiir Kom-
munalfinanzen, Heft 8/2010, . S. 169 — 171.

Mit freundlichen Griiflen
Im Auftrag

C—¢ AL~

Stefan Ronnecker

Strale des 17. Juni 112, D-10623 Berlin; Postfach 12 03 15, D-10593 Berlin - Telefon +49 30 37711-0 Telefax +49 30 37711-999
Avenue des Nerviens 9 — 31, B-1040 Bruxelles - Telefon +32 2 74016-20 Telefax +32 2 74016-21
Lindenallee 13 — 17, D-50968 KélIn ; Postfach 51 06 26222??2 KélIn - Telefon +49 221 3771-0 Telefax +49 221 3771-128
2154

Bankverbindung: Sparkasse KéinBonn Konto 3i (BLZ 370 501 98) - Internet: http://www.staedtetag.de



O 1.2

Ministerium fiir Inneres und Kommunales des Landes
Nordrhein-Westfalen

Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen

Ministerium fir Inneres und Kommunales Nordrhein-Westfalen, 40190 Dusseldorf

Stadt K&In
Kassen- und Steueramt
Athener Ring 4

50765 Kéin

Erhebung einer Kulturforderabgabe als ortliche Aufwandsteuer
Genehmigung einer Satzung gemal § 2 Abs. 2 KAG

Ihr Schreiben vom 25.03.2010 - 212/3 Sc -

Ihre mit o. g. Schreiben vorgelegte Satzung zur Erhebung einer
Kulturférderabgabe im Gebiet der Stadt Kéin wird hiermit durch das
Ministerium fir Inneres und Kommunales und das Finanzministerium
gemalk § 2 Abs. 2 des
Kommunalabgabengesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen (KAG)

des Landes Nordrhein-Westfalen

genehmigt.

Abdruck
Bekanntmachung der Satzung zuzusenden. Auf § 2 Abs. 4 Nr. 2

Es wird gebeten, beiden Ministerien einen der

BekanntmVO wird ausdriicklich hingewiesen.

Darliber hinaus wird auf folgendes hingewiesen:

Auch unter Wirdigung lhrer mit Schreiben vom 27.05.2010 dargelegten
Ausfilhrungen werden die rechtlichen Unsicherheiten nicht als
vollstandig ausgeraumt angesehen. So kann die Frage, ob die in der
Satzung vorgesehene beruflich
Beherbergungen mit Blick auf das Urteil des BVerwG vom 16.05.2007 -

10 C 1/07 - (Juris) zuléssig ist, unter Wirdigung aller bekannten und

Besteuerung der bedingten

relevanten Aspekte nicht sicher beantwortet werden. Dariliber hinaus
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verbleibt ein Risiko hinsichtlich der Frage, ob in der Satzung ein Verstof
gegen die vom Bundesverfassungsgericht vertretenen Grundsatze der
Folgerichtigkeit und der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung zu

sehen ist.

Im Hinblick auf die bislang rechtlich ungeklarten Fragen ist der Ausgang
der zu erwartenden Klageverfahren gegen die auf Grundlage der
vorgelegten Satzung ergehenden Steuerbescheide nicht sicher
prognostizierbar. Mit der Genehmigung wird es lhnen erméglicht, selbst
zu entscheiden, ob Sie die mit der Erhebung der Kulturférderabgabe
verbundenen rechtlichen Risiken eingehen wollen. Mit der
Genehmigung wird insoweit auch dem im Genehmigungsverfahren zu
beriicksichtigenden Grundsatz kommunalfreundlichen Verhaltens
entsprochen (vgl. LT-Drs. 12/3730 S. 116 m.w.N.).

Wir bitten, beide Ministerien zu informieren, wenn auf Grundlage der

genehmigten Satzung ergehende Steuerbescheide beklagt werden.

Ministerium fur Inneres Finanzministerium
und Kommunales
des Landes Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag &ftrag
=

(Mnich) (Brommund)
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Satzungsheispiel fiir eine Kulturiérderahgabe
auf Beherbergungen

Der Rat der Stadt KéIn hat am 23, 3. 2010 eine Kulturfér-
derabgabe auf Beherbergungen beschlossen. Diese ist
dem Innen- und dem Finanzministerivtn NRW zur Ge-
pehmigung nach § 2 Abs. 2ZKAGNRW vorgelegt worden.

Vorbild war eine entsprechende Satzung dev Stadt Wei-
mar. Die Kélner Satzung unterscheidet sich von dieser
insh. durch eine Regelung fiir die Beherbergung auf
Kreuzfahrischiffen, den Steuergegenstand ,Beherber-
gung® statt ,Ubernachtung” und die Ermitflung der
Steuer ‘als vom Hunderi-Satz des Beherbergungsent-
gelts. Fine Erstattungsregelung wurde erganzf, um die
Beherbergungsbetriebe von der Beurteflung, ob eine
konkrete Beherbergungsleistung steuerpflichtig ist oder
nicht, zu enilasten, Die Satzung ist nachstehend wieder-
gegeben. Die eingefigten Begriindungen sind der Rats-
vorlage enthommen:

1. Aligemeine Begrindung

.. Eine als 6rliche Aufwandsteuer ausgestaliete Kultur-
Iorderabgabe wird bereits seit dem 1. 1, 2005 in der Stadt
Weimar erhoben. Nachdem die ersten Uberlegungen der
Stadt Kéln zur Einflihrung der Kulturforderabgabe be-
kannt wurden, wird derzeit in vielen Stédten im Bundes-
gebiet die Einflihrung einer solchen Abgabe erwogen.

Die Einftihrung der Kulturforderabgabe ist Bestandteil
der MaBnahmen zur Vemringerung des bestehenden
Haushaltsdefizits. Da die Kulturférderabgabe als Sriliche
Aufwandsteuer zum ersien Mal in NRW eingefiihrt wer-
den soll, bedarf ihre Einfiihrung der Genehmigung des
Innen- und des Finanzministeriums NRW. Erst nach de-
ren Genehmigungen kann diese in Kraft treten,

Die Kulturférderabgabe soll in Kéln als értliche Aufwand-
steueri.S.d. Art. 105 Abs. 2a GG erhoben werden. In der
Rechtsprechung ist gekldrt, dass die Auiwandsteuemn
1.5.d. Art. 105 Abs. 2 a GG den besonderen tiber die Be-
friedigung des allgemeinen Lebensbedarfs hinausgehen-
den Aufwand fir die persénliche LebensHihrung etfas-
sen und damit die in der Einkomunensverwendung fiir
den personlichen Lebensbedarf zum Ausdruck kom-
mende wirtschaftliche Leistungsfdhigkeit besteuern (vgl.
etwa BVerfGG v. 6. 12. 1983 — 2 BvR 1275/89, BVerfGE 65,
325, 346 m. w.N.; zuletzt BVerwG 9 C 7.08 zur Zweitwoh-

nungsabgabensatzung der Stadt Mainz). Sie ist eine.

Steuer auf die Einkommensverwendung, die einen be-
sondere Leistungsfahigkeit indizierenden Konsum belas-
tet (vgl. von Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 3, 5. Aufl,
Art, 105 Rz. 62). Es kommt nicht darauf an, von wem, mit
welchen Mitieln und aus welchem Grund dieser finan-
ziert wird. Derzeit gibt es in Kéln als ortliche Aufwand-
stevern . a. bereits die Zweitwohnungssteuer und die
Vergnﬁgungss'teuem.

Die Kulturforderabgabe wird hierbei als indirekte Steuer
ausgestaltet, Wesen der indirekten Steuer ist, dass der
Steuerschuldner und der Steuertrdger nicht identisch
sind. Die Steier wird nicht von der effektiv wirtschaftlich
belasteten Person, also dem Steuertrdger, an die Steuer-
behirde abgefuhrt sondem stellvertretend von einem
anderen Steuerschuldner. Bel der Vergniigungssteuer
auf Geldspielgerate, die ebenfalls eine indirekte Steuer

ZKF2010Nr. 5 V

ist, ist dies beispielsweise der Betreiber des Geldspielge-
rites. Dieser kann dann die Steuer auf den Spieler abwal-
zen. Bei der Kulturférderabgabe ist der Betreiber des Be-
herbergungsbetriebs der Steuerschuldner. Dieser hat die
Maglichkeit, die an die Stadt Koln zu entrichtende Kul-
turférderabgabe auf den Beherbergungsgast abzuwdl-
zen. Hine klassische bundesgesetzliche indirekte Steuer
ist die Umsatzsteuer, die ebenfalls vom Verkdufer an den
Endverbraucher weitergegeben wird.

Seit 1. 1. 2010 hat sich der Prozentsatz, mit dem die Um-
satzstener auf Beherbergungsleistungen weitergegeben
wird, von 19 % auf 7 % reduziert. In der bisherigen 6f-
fentlichen Diskussion wurde bereits die Frage aufgewor-
fen, ob Geschifisreisende, soweit sie berifsbedingt in
Kéln {ibernachten tnd vorsteuerabzugsberechtigt sind,
ebenfalls zur Kulturférderabgabe herangezogen werden
kénnen. Fiir diese macht es némlich keinen Unterschied,
ob sie wie bisher 19 % oder jetzt 7 % Vorsteuern abziehen
kénnen. Bei dieser Argumentation bleibt a]lerd]ngs un-
beriicksichtigt, dass nicht die Umnsatzsteuerreduzierung
auf Beherbergungsleistungen, sondern die angespannte
finanzielle Situation der Stadt Kéin sowohl die Ursache
und der Anlass fiur die Einfithrung der Kulturférderab-
gabe darstellt.

Kein Hindemis fiir die Besteuerung von geschéftlich be-
dingten Ubemachtungen stellt die Erwédgung dar, dass
Geschéftsreisende keinen in der Einkommensverwen-
dung fiir den persénlichen Lebensbedarf zum Ausdruck
kommenden privaten Aufwand betreiben. Die entspre-
chende Satzung der Stadt Weimar enthélt fiir diese Kons-
tellationen keine Ausnahmeregelung und wurde von der
Rechtsaufsichtsbehdérde genehmigt. Flieraus ist zu fol-
gein, dass auch in Weimar und Thurmgen eine Steuer-
pilicht fiir diese Fallkonstellationen gesehen wird.

Entscheidend ist hier die stindige Rechtsprechung zur
Zweitwohnungsteuer, Fiir diese macht es grundsétzlich
keinen Unterschied, ob der Zweitwohnungsinhaber sich
berufsbedingt oder aus anderen Griinden mit Zweit-
wohnsitz angemeldet und ob die Mittel zur Unterhaltung
der Zweitwohnung selbst oder durch einen Dritten, z.B.
Arbeitgeber, aufgewendet werden. Die Erwédgungen, die
der Rechtsprechung zur Befreiung von Polizeldiensthun-
den von der Hundesteuer (vgl. jiingst BVerwG 10 C 1.07,
wobel dem betroffenen Polizeibeamten z.B. auch Ar-
beitszeit fiir die Betreuung des Hundes gewihrt wurde)
sind nicht iiberiragbar. In der Rechisprechung zur Zweit-
wohnungssteuer wird eine solche Differenzierung denn
auch nicht anerkannt. Der Satzungsentwurf geht davon
aus, dass die Kulturférderabgabe ndher zur Zweitwoh-
nungsstever als zur Hundesteuer steht. Anderenfails
kdme es zu dem Wertungswiderspruch, dass eine berufs-
bedingte Unterkunft in Kéln wegen unterschiediichen
Auslegungen des Aufwandsbegriffs nicht besteuert wer-
den kénnte, wenn sie nicht 1anger als zwei Monate in An-
spruch genommen wird, wahrend sie besteuert wiirde,
wenn die Voraussetzungen der Zweitwohnungssteuer
erfiillt sind (Pflicht zur Anmeldung einer Nebenwohnung
besteht ab dem vollendeten zweiten Monat).

Fiir den Fall, dass gleichwohl Ausnahmeféalle anerkannt
werden miissen, in denen ein Steuveranspruch nicht be-
steht, soll der Betreiber des Beherbergungsbetriebs nicht
mit dem zusétzlichen Aufwand und dem finanziellen Ri-
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siko dieser Priifung belastet werden, dies selber priifen
und entscheiden zu miissen. Daher enthélt § 14 der Sat-
zung fiir diese Fille eine besondere Erstattungsregelung.

Die Abgabe bemisst sich wegen der verfassungsrechtli-
chen Vorgaben nach dem Aufwand zur Entgegennahme
bereitgesteilier entgeltficher Beherbergungsleistungen
in einem Beherbergungsbetrieb. Dies ist das fiir Beher-
bergungsleistungen zu erbringende Entgelt (ohne Zu-
satzleistungen wie Minibar, Frihstiick u.A.). Der von der
Verwaltung vorgeschlagene Steuersatz betréigt 5 v.H.
{des fur die reine Beherbergung vom Gast aufgewende-
ten Betrages eimschl. MwSt). Diese Besteuerung hat
keine erdrosselnde Wirkung, da sie nicht den Betrieb ei-
nies Beherbergungsunternehmens tatsdchlich unmoglich
macht. Selbst wenn der Beherbergungsbetrieb die Kul-
turforderabgabe nicht auf den Gast abwélzen sollte, weil
er z B. die Umsatzsteuerreduzierung von 19 % auf 7 %
nicht an den Gast weitergegeben hat, verbleibt es bei ei-
nem deullich héherem Gewinn des Beherbergungsbe-
triebes im Verhéltnis zur Rechtslage vor dem 1. 1. 2010,

Die Erhebung der Kulturférderabgabe ist nach den Vor-
schriften des KAG NRW durch Satzung zu regeln. Diese
bedarf der Genehmigung durch das IM und das FM
NRW.

2. Satzung zur Erhebung einer Kualturiérderabgabe im
Gebiet der Stadt Kéln

§ 1 Abgabengliubiger

Die Stadt Kéln erhebt nach dieser Satzung eine Kulturfér-
derabgabe als oriliche Aufwandsteuer.

Begrimdung:

Die Vorschrift hat lediglich deklaratorischen Charakter. Der
Begrilf ,Kulturférderabgabe® hat sich aufgrund der Ab-
‘gabe nach dem Vorbild der Stadt Weimar als feststehender
Begriff eingepréigt. Wegen der Vergleichbarkeit wird dieser
Begriff auch bei der Kélner Abgabe benutzt. Rechilich han-
delt es sich um eine ditliche Aufwandsteuer. Stevern sind
Geldleistingen an den Staat—hier die Stadt K6in —ohne (in-
dividuelle) Gegenleistung.

§ 2 Gegenstand der Kulturiérderabgabe

Gegenstand der Kulturforderabgabe ist der Aufwand des
Beherbergungsgastes [iir die Méglichkeit einer entgeltli-
chen Ubernachtung in einem Beherbergungsbetrieb
{Hotel, Gasthof, Pension, Privatzimmer, Jugendherberge,
Terienwohnung, Motel, Campingplatz, Schiff und shnb-
che Einrichtungen), der gegen Entgelt eine Beherber-
gungsméglichkeit zur Verfligung stellt; dies gilt unab-
héngig davon, ob die Beherbergungsleistung tatséchlich
in Anspruch genomrnen wird.

Der Ubemnachtung steht die Nutzung der Beherber-
gungsméglichkeit, ohne dass eine Ubernachtung erfolgt
{z.B. Tageszimmer), gleich, sofern hierfiir ein gesonderter
Aufwand belrieben wird.

Begriindung:

Die Abgabe wird auf den Aufwand zur Erlangung einer ent-
geltlichen Beherbergungsleistung erhoben. Dieser ent-
steht, sobald der Beherbergungsbetrieb seine Leistung ver-
tragsmaBig zur Verfiigung stellt. Fs kommt fir die
Begrindung des Aufwands nicht darauf an, dass diese Leis-
tung avch tatséchlich in Anspruch genomrmen wird. Beher-
berqungsleistangen konnen auch stundenweise zur Ver-
fiigung gestellt werden (u.a. Anmietung eines sog. Tages-
zimmers im Hotel).

§ 3 Bemessungsgrundiage

Bemessungsgrundlageist der vom Gast fiir die Beherber-
gung aufgewendete Betrag (einschliefilich Mehrwert-
steuer).

Begriindung:

Besteuert wird der gesamte Aufwand, den ein Beherber-
gungsgast filr die Beherbergungsleistung zu erbringen hat.
Bei der Bemessungsgnmdlage wird angesichts der duBerst
groBen Spannbreite von Beherbergungskosten - anders als
bei der Weimarer Satzung - kein Festbetrag, sondem ¢in
v.H.-Satz gewéihlt, um aufwandsnah gleichmalig zu be-
steuern.

§ 4 Abgabensatz

(1) Die Kulturforderabgabe betrdgt 5 vom Hunderf der
Bemessungsgrundlage.

{2) Sofern die Aufteilung einer Gesamirechnung in Be-
herbergqungsentgelt und Entgelt fiir sonstige Dienstleis-
tungen ausnahmsweise nicht mdglich ist, gilt als Bemes-
sungsgrundlage bei

a) einem Beherbergungsbetrieb mit Pauschalpreis (Uber-
nachitung/Frithstiick bzw. Halb- oder Vollpension): der
Belrag der Gesamtrechnung abgziiglich einer Pauschale
von 7 € fiir Frithstiick und je 10 € fir Mittagessen und
Abendessen je Gast und Mahlzeit,

b) einem Kreuzfahrischiff mit Pauschalpreis fir die ge-
samte Kreuztahrt: 100 € je Gast und Ubemachtung.

Begrimdung: :

Abs. 1 normiert den Abgabensatz, Fir die Félle, in denen
die Aufteilung einer Gesamirechnung in Beherbergungs-
entgelt und Entgelt fir sonstige Dienstleistungen aus-
nahmsweise nicht moglich ist, missen in Abs, 2 Pauschbe-
trige festgelegt sein.

§ 5 Abgabenschuldner .

(1) Abgabenschuldner ist der Betreiber des Beherber-
gungsbetriebes.

(2) Sofern die Beherbergung auf Schiffen stattfindet, sind
zusatzlich abgabenpflichtig,

die Stelle, die zur Geltendmachung des Hafen- und Ufer-
geldes nach § 38 Landeswassergesetz NRW berechtigt
ist, und

diejenigen, die als Gestattungsnehmer dieser Stelle ei-
genstindig Wasserflichen bewirtschaften.

(3) Personen, die nebeneinander die Kulturtérderabgabe
schulden, sind Gesamtschuldner.

Begrimdung:

Abs. 1 definiert den Abgabenschuldner. Dies ist der Bettef-
ber des Beherbergungsbetriebs, Bei der Kulturfdrderab-
gabe handelt es sich um eine indirekte Steuer, bei der der
Steuerpflichtige und der Steuertriger nicht identisch sind.
Die indirekte Steuer ist von vornherein auf Abwélzungs-
rbglichkeit auf den Steuertrager angelegt. Abs. 2 une: 3
Die Beherbergung auf Schiffen, die in Kéln iber Nacht biéi-
ben, stellt ebenfalls eine entgeltliche Beherbergungsleis-
tung dar. Abgabepflichtig sind neben dem Betreiber des
Schiffs auch die in Abs. 2 genanaten Stellen als Gesarnt-
schuldner.

§ 6 Entstehung des Abgabenanspruches

Der Abgabenanspruch entsteht mit Beginn der entgelt-
pflichtigen Beherbergungsleistung.
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Begriimdung:
Vorschrift legt Zeitpunkt der Entstehung der Abgabe fest.

§ 7 Anzeigepilicht, Festsetzung wnd Filligkeit

(1) Fiir die Beherberqungsleistungen ist dem Kassen- und
Steueramt der Stadt Koln bis zum 15. Tag nach Ablauf ei-
nes Kalendervierteljahres eine Abgabenerkldrung nach
amtlich vorgeschriebenem Vordruck einzureichen. Die
Abgabenerkldrung muss vom Abgabenschuldner oder
seinem Verireter unterschrieben sein.

Zur Prisfung der Angaben in der Abgabenerkldrung sind
dem Kassen- und Steueramt der Stadt K6ln auf Anforde-
rung sdmtliche bzw. ausgewdhlte Nachweise (z.B. Rech-
nungen, Quittungsbelege) Gber die Beherbergungsleis-
tungen flir den jeweiligen Abgabenerhebungszeitraum
im Original vorzulegen.

Die vorgenannten Nachweise kénnen nach vorheriger
Zustimmung des Kassen- und Steueramtes der Stadt
KoIn auch auf elektronischem Wege oder auf Datentra-
gern iibermittelf werden.

(2) Veranlagungszeitraum ist das Kalendervierteljahr.
Die Kulturférderabgabe wird mit Bescheid festgesefzt
und ist innerhalb von 7 Kalendertagen nach dessen Be-
kanntgabe zu entrichten.,

Begrindung:

Der Abgabenpflichtige muss unaufgefordert eine Abga-
benerkldrung bis zum 15. Tag nach Ablauf des Kalender-
vierteljahres abgeben. Die in Absatz 3 enthaltene Frist von
7 Tagen zur Entrichtung der Abgabe ist angemessen, da die
Abgabepilichtigen bereits aufgrund ihrer Erkldrung Kennt-
nis von der Héhe der zu zahlenden Abgabe haben.

§ 8 Vereinbarungen gemaf § 163 Abgabencrdnung
(A0)

Das Kassen- und Steueramt der Stadt Kéln kann abwei-
chend von der Vorschrift des § 4 dieser Satzung den Ab-
gabenbetrag mit dem Beherbergungsbetrieb vereinba-
ren, wenn der Nachweis der abgabenrelevanten Daten
im Einzelfall besonders schwieriq ist oder wenn die Ver-
einbarung zu einer Vereinfachung der Berechnung fiihrt.

Begriindung:
Die Regelung bietet die Moglichkeit zur Vereinfachung des
Besteuerungsverfahrens.

§ 9 Verspitungszaschlag

Die Festsetzung eines Verspdtungszuschlages bei Nicht-
oder nicht fristgerechter Einreichung einer Abgabener-

kldrung erfolgt nach § 152 AQ in der jeweils geltenden.

Fassung.

Begriindung:
Verweis auf die gesetzliche Regelung.

§ 10 Priifungsrecht

Der Beherbergungsbeirieb ist verpflichtet, mit Dienstaus-
weis oder besonderer Vollmacht ausgestatteten Vertre-
termn des Kassen- und Steueramtes der Stadt Kéln zur
Nachprifung der Erkidrungen, zur Feststellung von Ab-
gabentatbestinden sowie zur Einsicht in die entspre-
chenden Geschéaftsunteriagen Einlass zu gewéhren.

Begriindung:

Die Vorschrift begriindet ein Pritfungsrecht der Stadt Kéln
vor Ort sowie eine Mitwirkungspflicht des Abgabenpilichti-
gen.
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§ 11 Mitwirkongspilichien

(1) Hotel- und Zimmervermittlungsagenturen sowie
Dienstleishingsunternehmen dhnlicher Art sind ver-
pilichtet, dem Kassen- und Steveramt der Stadt Koin die
Beherbergungsbetriebe mitzuteilen, an die entgeltliche
Beherbergungsleistungen vermittelt werden.

Hat der Abgabenpflichtige gemdaf § 7 dieser Satzung
seine Verpflichtung zur Einreichung der Abgabenerkld-
rung sowie zur Einreichung von Unterlagen nicht erfallt
oder ist er nicht zu ermitteln, sind die in Abs. 1 genannten
Agenturen und Unternehmen iiber die Verpilichtung
nach Abs. 1 hinaus aof Verlangen der Stadt KSIn zur Mit-
teilung iiber die Person des Abgabenpflichtigen und alle
zur Abgabenerhebung erforderlichen Tatsachen ver-
pilichtet (§ 12 Abs. 1 Ziffer 3a KAG 1. V.m. §93 Abs. 1
AQ). Unter die diesbezligliche Verpflichtung fallt inshe-
sondere die Auskunft dariiber, ob und in welchem Um-
fang in dem Beherbergungsbetrieb entgeliliche Beher-
bergungsleistungen erfolgt sind und welche Beher-
bergungspreise zu entrichten waren,

Begriindung:

Die Regelung begriindet eine Mitwirkungspilicht fir Ver-
mittlungsagenturen und Dienstleistungsunternehmen &hn-
licher Art. Die Regelung ist notwendig, damit die Stadt Kéln
Kenntnis sdmilicher Beherbergungshetriche, auch derer,
die nicht statistisch erfasst werden (Beherbergungsbetriebe
mit weniger als neun Schlafstellen), erhalten kann, Iie Re-
gelung dient auch dem gleichméRigen Volzug der Kultur-
férderabgabensatzung.

§ 12 Straftaien/Ordnungswidrigkeiten

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen der §§ 7,
10 und 11 dieser Satzung konnen geméB §§ 17, 20 KAG
als Straftat bzw. Ordnungswidrigkeit verfolgt werden.

§ 13 Geltung von Kommunalabgabengesetz und
Abgabenordnung

Soweit diese Satzung im Einzelnen nichts anderes be-
stimmt, sind die Vorschriften der §§ 12—-22a KAGund der
Abgabenordnung — soweit diese nach § 12 KAG fir die
Aufwandstenern gelten — in der jeweiligen Fassung an-
zuwenden.

Begriindung zu §§ 12, 13:
Verweis auf allgemeine Regelungen.

§ 14 Erstaltung

Auf Antrag erhiilt derjenige, auf dessen Aufwand die
Kulturférderabgabe zu Unrecht durch den Abgaben-
pilichtigen abgewdlzt wurde, die erhobene, an die Stadt
Kéln geleistete Abgabe erstattet.

Der Antrag ist auf amtlich vorgeschriebenem Vordruck
innerhalb eines Monats nach Rechnungslegung durch
den Beherbergungsbetrieb beim Kassen- und Steueramt
der Stadt Kéln zu stelten.

Begrindung:

Der Beherbergungsgast ist Steuertriger; Steuerschuldner
ist der Betreiber des Beherbergungsbetriebes, Zur Entlas-
tung des Steuerschuldners wird ein besonderer Erstat-
tungsanspruch des Beherbergungsgastes normiert. Hierbei
besieht die Uberlegung, dass den abgabenpilichtigen Be-
treibern. von Beherbergungsbetrieben nicht zugemutet
werden soll, Fragen zur Einbehaltung der Kutturfdrderab-
gabe mit ihren Gésten verbindiich kldren zu miissen. Soweii
ein Steuertrager sich nicht fiir abgabenpflichtig hélt, ist er
nach § 14 Abs. 2 gehalten, dies binnen eines Monates ge-
geniiber der Stadt Kéln zu erkliren, die dann iber eine Fr-
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stattung entscheidet. Die Frist entspricht der gesetzlichen
Frist tiir die Erhebung einer Anfechtungsklage gemél § 74
Abs. 1 VwGO. Die Besonderheit der Regelung besteht da-
rin, dass eine Person, ndmlich der Steuertrdger, erstattungs-
berechtigt ist, gegen die kein Steuerbescheid ergangen ist,
auf die jedoch die Kulturférderabgabe tatsdchiich abge-
walzt worden ist,

§ 15 Inkrafitreten

Diese Satzung tritt mit ihrer éffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft und findet Anwendung auf alle entgeltli-
chen Beherbergungsleistungen, die ab dem 1. des Mo-
nats, der auf den Monat der Verdffentlichung im
Amtsblatt der Stadt Kéln folgt, erfolgen.
Begrindung:
Die Inkrafttretenstegelung wurde gewdhlt, weil der Zeit-
punkt der Genehmigungen nicht genau bestimmt werden
kann.

(Josef Rainer Franizen, Stadt Kélnj

Gesetzentwurf zur Anderung des schleswig-
holsieinischen Sparkassengesetzes

Am 9. 2. 2010 haben die Regierungsiraktionen in Schles-
wig-Holstein den Entwurf eines Gesetzes zur Anderung
des Sparkassengesetzes beschlossen (LT-Drs. 17/250).
Die darin vorgesehene Tinfithrung von Stammkapital,
welches aus Einlagen, umgewandeltem Dotationskapital
und umgewandelten Ricklagen gebildet und in be-
stimmten Grenzen auch iibertragen kénnen werden soll,
birgt in mehrfacher Hinsicht ethebliche Risiken:

Die Bildung von Stammkapital birgt zunéchst die gene-
relle Gefahr, dass Sparkassen kiinftig primér als Finanz-
beteiligung verstanden werden. Dies gilt in besonderer
Weise, wenn Dritten die Mdéglichkeit einer Beteiligung
am gebildeten Stammkapital eingerdumt wird.

Mit der Einfithrung von Stammkapital wird implizit eine
Bemessungsbasis fitr Ertrags- bzw. Ausschiittungs- und
damit Renditeziele geschaffen. Dies schafft nicht nur
Renditedruck, sondem stellt auch ein besonderes Cha-
rakteristikum der Sparkassen in Frage, dass némlich die
Gewinnerzielung gerade nicht der Hauptzweck des Ge-
schéftsbetriebs von Sparkassen ist. Dadurch wird die
Sondersituation der éffentlich-rechtlichen Sparkassen,
die von privaten Geschiftsbanken und der EUJ-Kommis-
sion wiederholt in Frage gestellt worden ist, verwdssert.
Gleichzeitig wird suggeriert, kommunale Sparkassen
kénntenin Zeiten haushalispolitischer Notlagen Zugriffs-
objekt zur Sanierung notleidender Haushalte sein.

Durch die Einfihrung von Stammkapital wird die Bin-
dung zwischen Sparkasse und kommunalen Trégern da-
her erheblichen Gefdhrdungen ausgesetzt, In besonderer
Scharfe zeigt sich dies beim Erwerh von Stammmkapital
durch Dritte. Deren Beteiligung wiirde vorrangig aus fi-
nanziellen Motiven erfolgen und sie wirden ihren Ein-
fluss auf die Sparkasse sicherlich nicht ohne Riicksicht
auf ihte eigenen, nicht zwingend dem Geschéftsgebiet
der Sparkasse geltenden Interesse austiben. Die Befeili-
gungsméglichkeit Dritter schafft daher Zielkounflikte zum
dffentlichen Auftrag und gefdhrdet das Regionalprinzip.

Es kann auBerdem nicht deutlich genug unterstrichen
werden, dass mit der Einfiilhrung von Stammkapital und
dessen Ubertragbarkeit zwei zentrale Hindernisse gegen

eine von den kommunalen Spitzenverbénden vehement
abgelehnten Privatisierung der Sparkassen entfielen.

Politisch wird die in Schleswig-Holstein zurzeit disku-
tierte Offnung der Sparkassen fir Beteiligungen an-
derer difentlich-rechtlicher Sparkassen, Sparkassentré-
geriS.v. § 1 Abs. 1 SpkG SchiH sowie ,vergleichbarer”
Trager den Druck erhéhen, die kommmunalen Sparkassen
generell einer privaten Beteiligung zu 6ifnen.

Rechilich ist es alles andere als unwahrscheinlich, dass
nach Verabschiedung des Gesetzentwurfs ausgeklam-
merte private Wettbewerberunter Berufung auf die Kapi~
talverkehrsfreiheit einen diskriminierungsfreien Zugang
zu Sparkassenbeteiligungen einfordemn werden und auf
diesem Weg und unter Verweis aul EU-techfliche Vorga-
pen emeute Angriffe auf das Drei-Sdulen-Modell bis hin
zu erneuten Verfahren vor dem FuGH unfernehmen wer-
den.

Diese Bedenken konnten in Schieswig-Holsteln bislang
nicht ausgerdumt werden. Sie werden auch durch den

“Verweis auf vermeintlich gleichlautende Regelungen in

anderen Bundesldndern nicht entkraftet. im Gegenteil ist
die schleswig-holsteinische Regelung, welche eine Uber-
tragbarkeit auch iiber den rein ffentlich-rechilichen Be-
reich hinaus an ,vergleichbare Trdger” vorsieht, ohne
Vorbild. Sie soll eine Beteiligung der Hamburger Spart-
kasse (Haspa) an schleswig-holsteinischen Sparkassen
ermdglichen. Bei der Haspa handelt es sich um eine sog. -
freie Sparkasse.

Die EU-Kommission hat jedoch mehrfach zu erkennen
gegeben, dass sie die freien Sparkassen und ihre Eigen-
tiimer als private Unternehmen einordnet -- und zwar un-
geachtet eines ihnen aufgegebenen gemeinniitzigen
Zwecks. In ihrer mil Griinden versehenen Stellung-
nahme vom 4. 7. 2006 im Vertragsverletzungsverfahten
Nr. 2002/ 4930 im Streit um die Aufrechterhaltung des
§ 40 Abs. 1 KWG beziehi sie sich auf die ,privatrechtli-
chen freien Sparkassen in Deufschland* und spricht von
Jprivaten Instituten”. Diese Einschitzung deckt sich mit
Ausfiihrungen des BVerw(G (Urteil v. 14.2.1984 -
BVerwGE 69, 11) zur Haspa und entspricht auch den gel-
tenden Regelungen des schleswig-holsteinischen Spar-
kassenrechts, Dort werden ,Sparkassen, die von einer
Stiffung, einem rechtsfdhigen Verein oder einen Aktien-
gesellschaft betrieben werden” ohne Riicksichi auf die
von ihpen verfolgten Sffentlichen Aufgaben ausdriicklich
als ,Sparkassen des Privatrechis” bezeichnet (siehe
Abschn. B und § 32 SpkGj.

Mit der Schaffung von Beteiligungsmdglichkeiten fiir die
Haspa oder andere Sparkassen des Privatrechts wird sich
daher in aller Schérfe die Frage stellen, ob diese Beteili-
gung anderen privaten Finanzinstituten verwehrt blei-
ben kann. Bsist zu erwarten, dass interessierte Privatban-
ken entsprechende Anderungen nutzen werden, um
gegen die Beschrankung des potentiellen Erwerberkrei-
ses vorzugehen und mit Hilfe der EU-Kommission den
Sparkassensektor aufzubrechen und den Verbund der
Sparkassen zu ,sprengen”. Damit wiirden aber gerade
diejenigen Institute beschédigt, die nach Einschitzupg
zahlreicher Wissenschaftler durch ihr Geschéftsmodell
und ihre regionale Verankerung in der gegenwértigen
Finanz- und Bankenkrise maBgeblich zur Stabilitdt des
deutschen Finanzwesens beitragen.

{Deutscher Stddietag)
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O 1.3

V.

Mitteilung zur Kenntnis

Geschéftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/RDB/1020 Herr Dr. Dieter Rossmeissl IV/015/2010

Anfrage von StRin Grille im Stadtrat 29.07.2010: Ubersicht tiber die Situation
von Stadttheatern vergleichbarer Stadte

Beratungsfolge Termin Status Vorlagenart Abstimmung

Kultur- und Freizeitausschuss 06.10.2010 o6ffentlich Kenntnisnahme

Beteiligte Dienststellen

Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

Sachbericht

Anlagen:
Vergleichstabelle

Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
Zum Vorgang
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KAMMERSPIELE

TECHNIK/- Anteil % Per
GESAMT BETRIEBS- BESONDERE |SCHAU- [kinstl. PERSONAL |VER-
STADT EINWOHNER |5 pger | STAPT |LAND 1ginnaHMEN |EINNAHMEN |sPIELER |[PERSONAL |WERK: [GEsamT  |ansTaLTung |BESUCHER |sonalkosten
STATTEN Gesamtetat
_ BADEN-BADEN 54.853 6.074] 1.919| 2.596 1.188 371 18 10 30 76 363 60.364 55
8 BAMBERG 69.884 3.782| 2.248| 880 557 97 11 11 29 72 261 57.988 74
:CDU KONSTANZ 81.511 6.446| 3.643| 1.488 1.080 235 22 15 39 115 621] 110.632 66
=
L [eriancen 104.650] 3.527] 2.524] 500 503 0 7 8 22 76 312] _ 56.601 63
w
=)
g FURTH 114.130 6.311| 3.632| 360 2.310 0 0 11 16 104 221 94.726 34
ﬁ GOTTINGEN 121.513 8.054| 2.880] 2.261 1.425 1.488 29 26 74 167 477 84.441 80}
INGOLSTADT 123.055 8.983| 5.492| 1.748 1.698 0 24 24 62 178 572 163.419 75
GIEREN 74.593| 12.980| 6.678| 2.757 1.590 288 15 24 59 210 383 94.705 81
. |DESSAU 89.934| 19.871| 7.382|8.193 2.169 2.112 16 26 111 347 483| 144.048 75
(D]
‘g KAISERSLAUTERN 97.770|1 18.871| 4.028| 6.348 2.319 0 20 26 122 333 342 109.971 73
g TRIER 103.888| 11.242| 4.752| 4.843 1.607 0 15 48 67 261 346| 107.477 87
@ [KOBLENZ 106.087| 12.691| 6.947| 4.371 1.373 0 12 13 108 223 354 99.144 86
g BREMERHAVEN 115.313| 12.814] 11.407 0 1.407 0 12 20 69 229 409| 138.529 84
[72]
= |PFORZHEIM 119.423| 12.050| 6.845| 3.257 1.827 88 14 20 61 199 429 133.491 78
g HEILBRONN 121.627| 14.054| 9.212| 3.065 1.777 0 17 14 69 156 512] 151.823 51
REGENSBURG 132.495| 16.069| 9.193| 3.956 2.918 0 18 24 88 284 572 154.916 80}
WURZBURG 135.212| 15.599| 5.387| 5.500 3.154 1.358 12 20 73 243 400 139.821 76
MUNCHNER 23.918| 19.319 57 4542 0 25 31 170 287 428  146.209 78

Quelle: Deutscher Biihnenverein Theaterstatistik 2007.2008
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Beschlussvorlage

Geschéftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V1/241-12/KTD-2573 Tanja Kiesewetter 241/011/2010

Gemeindezentrum Frauenaurach: Weitere Nutzung und Erledigung des
Fraktionsantrages 254/2009 der SPD

Beratungsfolge Termin Status Vorlagenart Abstimmung

Kultur- und Freizeitausschuss 06.10.2010 o6ffentlich Gutachten

Jugendhilfeausschuss 21.10.2010 offentlich Gutachten
Seniorenbeirat 08.11.2010 offentlich Gutachten
Ortsbeirat Frauenaurach 09.11.2010 offentlich Gutachten

Sozial- und Gesundheitsaus-
schuss

Bauausschuss / Werkaus-
schuss fiir den Entwasse- 30.11.2010 offentlich Beschluss
rungsbetrieb

10.11.2010 offentlich Gutachten

Beteiligte Dienststellen
Referate 1V, V, Amter 41, 43, 50, 51, 61, GEWOBAU, Ortsbeirat Frauenaurach

. Antrag

Die Verwaltung wird beauftragt, die Ausweitung der Tageseinrichtung fur Kinder im Gemein-
dezentrum Frauenaurach in Angriff zu nehmen, damit dort Betreuungsplatze fur Krippenkin-
der geschaffen werden.

Der Fraktionsantrag 254/2009 der SPD ist erledigt.

. Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Verbesserung der Wirtschaftlichkeit durch
e Beseitigung des Leerstandes im Gemeindezentrum Frauenaurach
e optimierte Nutzung des Gemeindezentrums Frauenaurach

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Im Fraktionsantrag der SPD vom 8. Oktober 2009 (Antrags-Nr.: 254/2009) werden nach-
stehende Forderungen und Fragen gestellt:

Forderungen
e Sanierungsstrategie und Kosten in angemessenem Verhaltnis zur Nutzung

e Verbleib des Gemeindezentrums Frauenaurach im Blrgereigentum

¢ Nutzung des Gemeindezentrums durch Ortsbeirat, Frauenauracher Vereine und Bir-
ger/-innen zu fairen Konditionen

o Verbesserung der Wirtschaftlichkeit
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Fragen

Welche Nutzungserweiterungen durch Um- und Ausbau oder Teilabriss und Neubau sind

maoglich?

a) Besteht Bedarf, die im Objekt vorhandene Tageseinrichtung fur Kinder um- oder auszu-
bauen?

b) Konnen kontinuierlich dezentrale Angebote durch die VHS, die Jugendkunstschule so-
wie durch die Sing- und Musikschule gemacht werden?

c) Kann ein Konzept ,Mehrgenerationenhaus” umgesetzt werden? Konnen an diesem
Standort barrierefreie, seniorengerechte Wohnungen fir Seniorenwohngemeinschaften
und betreutes Wohnen mit entsprechender Infrastruktur (Sozialstation) errichtet werden?

Mit Vermerk bzw. Schreiben vom 23. Dezember 2009 wurden folgende Dienststellen und
Externe um Stellungnahme gebeten:

— Ref. IV Kultur, Jugend und Freizeit / Herr Dr. Rossmeissl
— 41 Kultur- und Freizeitamt / Herr Dr. Kurz

— 412 Jugendkunstschule / Herr Dr. Eichner-Dixon

— 414 Sing- und Musikschule / Frau Hanslik

— 43 VHS / Frau Flemming

— b1 Stadtjugendamt / Frau Héllerer

— Ref. V Soziales / Frau Dr. Preul

- GEWOBAU

— Heimat- und Geschichtsverein Erlangen e. V., 1. Vorsitzende Frau Tempel-Meinetsberger
— Ortsbeirat Frauenaurach, Vorsitzender Herr Bergler

— Siemens AG, Siemens Wohnungsbaugesellschaft

Zusammenfassung der Rickmeldungen

Siemens AG, Verkauf sdmtlicher Wohnanlagen zum 1. Mai 2009 an Wohn-
Siemens Wohnungs- bau GmbH mit Sitz in Bonn und an GBW AG mit Sitz in Mln-
baugesellschaft chen

= keine Stellungnahme

GEWOBAU ¢ Errichtung von Seniorenwohnungen ist aufgrund der veralteten

Bausubstanz wirtschaftlich nicht vertretbar

- erheblicher Sanierungsbedarf (BetonauRenwande, Fenster,
Flachdach, Dachdammung, energetischer Zustand, ...)

- ungeeignete Gebaudeform, Raumhdhen, Bauweise

e Neubebauung: fir Kosten- / Nutzenrechnung ist Grundsticks-
preis entscheidend

¢ Klarungsbedarf: kiinftiger Standort Tageseinrichtung fir Kinder
und freiwillige Feuerwehr (Konfliktpotenzial bei gemeinsamer
Nutzung mit Senioren)

Ortsbeirat = keine Riickmeldung

Sing- und Musikschule | e Erweiterung der Zweigstelle Frauenaurach im Gemeindezent-
rum denkbar

o Musikraum wiinschenswert, Mehrfachnutzung nur mit "Musik-
angeboten” moglich
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Jugendkunstschule

e derzeitige Nutzung
- 2 zusammenhangende Werkstattraume im EG ca. 80 gm
- Normaler Unterricht:
1,5 Stunden je Raum pro Woche (aul3er Ferien)
Anzahl der Teilnehmer ca. 26 Kinder / Woche.
- 2 Workshops:
6 Stunden je Workshop pro Jahr
Anzahl der Teilnehmer: ca. 10 — 12 Kinder
- bisherige Raume weiterhin dringend benétigt;
Mehrfachnutzung nicht moglich

¢ Nutzungskonzepte / -planungen
- Erhdhung der Auslastung bisher genutzter Raume aufgrund
von Kooperationsprojekten mit der geplanten Ganztags-
schule Frauenaurach
- Ausweitung des dezentralen Kurs- und Workshopangebo-
tes in Frauenaurach in den nachsten Jahren (Planung)

¢ weitere Vorschlage, die das GME verfolgen koénnte
- Vermietung von Flachen an Pfadfinder Steinadler in den
Wintermonaten
- Temporéare Nutzung der ehemaligen Pachterwohnung
durch Gruppe von Sprayern fur Graffiti-Projekt

Stadtjugendamt

= Objektbesichtigung am 21. Januar 2010

¢ Angebot an Betreuungsplatzen fir unter 3jahrige Kinder trotz

Bau der Krippengruppe in Kriegenbrunn nicht ausreichend

- Bisher ist die Bebauung eines stadtischen Grundstiicks am
Geisberg angedacht. Derzeit wird daflr ein Ablauf- und
Ausschreibungsverfahren entwickelt. So missen u. a. Bau-
bzw. Betriebstrager akquiriert werden.

- Derzeit gibt es eine stadtische Tageseinrichtung fur Kinder
(TEK) mit 105 Platzen fur Kinder von 2 %2 bis 10 Jahren.
Diese wurde vor einigen Jahren generalsaniert. Die Ansie-
delung von Betreuungspléatzen fir Krippenkinder wére da-
her eine sinnvolle Ergédnzung. Die Lage des Gebaudes
spricht dafir.

- Fur die Nutzung fur unter 3-jahrige Kinder, fur die ebenerdi-
ge Zugangsmoglichkeiten bendtigt werden, bietet sich die
nordliche Seite des Gebaudes (Saal) sowie der Innenhof
als geschitzte AuRRenflache an. Weitere AulR3enflache kénn-
te auf der bisher als Parkplatz genutzten Flache entstehen.
In Abhangigkeit von einem Gesamtnutzungskonzept ware
zu prufen, ob ein Teilabriss und Neubau hier gegenuber ei-
nem Umbau die gunstigere / sinnvollere Losung darstellt.

e Das Gebaude bietet Moglichkeiten fur einen ,,Ort fir Familien®
mit Elternbildung, fur Elterncafé, Mutter-Kind-Gruppen, Bera-
tungsangebote (Erziehungs-, Familienberatung), fir Angebote
des burgerschaftlichen Engagements (Vorlesepaten, Oma-
und Opa-Dienste, Familienpatenschaften, Tauschbdrsen
u.v.m.)

Die staatlichen Fordermittel in Hohe von 70,8 % fir den Krip-

penausbau flieRen nur noch bis 2013. Entsprechende Vorhaben

sollten daher so umgesetzt werden, dass diese Mittel in An-
spruch genommen werden kénnen.

17147
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Volkshochschule e Ausweitung des dezentralen Angebots im Gemeindezentrum
vorstellbar, beispielsweise Angebote im Gesundheitsbereich
oder vhs-Gesundheitszentrum

e positiver Deckungsbeitrag durch zusétzl. Einnahmen maglich

Heimat- und weitere Lagerflache wird dringend benétigt
Geschichtsverein
Erlangen e. V.

Amt fur Soziales, Arbeit | Bisher gibt es in Erlangen nur ein Mehrgenerationenhaus, betrie-
und Wohnen ben von der Kirchengemeinde Sankt Sebald. Seniorengerechter

Wohnraum - auch in den einzelnen Stadtteilen - ware grundsatz-
lich wiinschenswert. Ein zusatzliches, rein kommunal finanziertes
Mehrgenerationenhaus erscheint aufgrund der Haushaltsproble-

me nicht vorstellbar.

Die Umsetzung ist ggf. mit Unterstlitzung eines privaten Investors
oder der GEWOBAU madoglich. Die Eignung des Gebaudes ist je-
doch fraglich.

Stellungnahme des Amtes fir Stadtentwicklung und Stadtplanung (Amt 61) zu Frage c)

Fir den Bereich, in dem das Gemeindezentrum liegt, gibt es keinen Bebauungsplan. Ei-
ne Umnutzung muss sich lediglich der ndheren Umgebung einfligen. Die genannten Va-
rianten (Mehrgenerationenwohnen / barrierefreies, seniorengerechtes Wohnen / betreu-
tes Seniorenwohnen) sind planungsrechtlich zul&ssig.

Amt 61 sieht ein Nebeneinander von offentlicher Nutzung (Gemeindezentrum) und priva-
ter Nutzung (Wohnen) unter einem Dach als konflikttrachtig. Ein weiteres Problem kdnnte
ein mit der Umnutzung verbundener Stellplatzmehrbedarf sein.

Projekt ,Krippenausbau 2013"

Im Juli wurde der Auftrag fur die Durchfiihrung des Projektes ,Krippenausbau 2013 er-
teilt. In der Projektsitzung am 2. August 2010 wurde laut Niederschrift festgelegt:

.Nach Mdglichkeit sollte zunachst die Unterbringung der Krippe im Gemeindezentrum
weiter verfolgt werden.”

Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Die Frage a) nach dem Bedarf, die im Objekt vorhandene Tageseinrichtung fur Kinder
um- oder auszubauen, ist mit ja zu beantworten.

Gleiches gilt fir Frage b), ob kontinuierlich dezentrale Angebote durch die VHS, die Ju-
gendkunstschule sowie durch die Sing- und Musikschule gemacht werden kénnen.

Die Frage c) nach einem Konzept ,Mehrgenerationenhaus* sollte aufgrund der vorliegen-
den Stellungnahmen nicht weiter verfolgt werden.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Ausweitung der Tageseinrichtung fur Kinder im Ge-
meindezentrum Frauenaurach in Angriff zu nehmen, damit dort Betreuungsplatze fur
Krippenkinder geschaffen werden.

Die Nutzung der verbleibenden Flachen im Gemeindezentrum kann erst nach Erstellung
eines Raumprogrammes fir die erweiterte Tageseinrichtung fur Kinder konzeptioniert
werden.
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4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Haushaltsmittel sind auf
IP - Nr. 573.407
.Gemeindezentrum Frauenaurach, Umbaumalinahmen zur Schaffung von Vereinsrau-

men oder eines Kinderhortes*

in H6he von 850 000 € als Merkposten fur spater (ab 2015) eingestellt.

Anlagen: Fraktionsantrag 254/2009 der SPD vom 8. Oktober 2009

I1l. Abstimmung
siehe Anlage
IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang

19/47

Seite 5von 5



S 3

_HAEEN
D LT
S
EREEN

Fraktionsantrag geméafl § 28 GeschO

Eingang: 08.10.2009
Antragsnr.: 254/2009
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen

Zust. Referat:VI/241/Fr. Kiesewetter
mit Referat: 1V/512

Herrn
Oberblrgermeister
Dr. Siegfried Balleis
Rathaus

91052 Erlangen

Weitere Nutzung des Gemeindezentrums Frauenaurach
Antrag zum KFA, JHA, SGA, AR Gewobau

Sehr geehrter Herr Oberbirgermeister,

aus gegebenem Anlass stellen wir in modifizierter Form unseren Antrag
vom September 2008 erneut. Wir bitten um Behandlung in den o.g.
Ausschiissen, aber auch zur Beratung im Ortsbeirat und im Seniorenbeirat.

Die Vorlage zum KFA am 7.10.2009 zeigt auf, dass eine gastronomische
Nutzung in diesem Geb&ude und dieser Lage keine Zukunft hat. Deswegen
wurde richtigerweise inzwischen Abstand genommen von weiteren
Bemuhungen, eine entsprechende Verpachtung zu erreichen.

Die Vorlage zeigt weiter auf, dass fur die Sanierung ein hoher
Investitionsbedarf besteht. Dabei wird vom Gebaude in seiner jetzigen
Form ausgegangen. Hier ist die Frage zu stellen, inweit die aufgezeigte
Sanierungsstrategie sowie die Kosten in einem angemessenen Verhaltnis
zu der in der Vorlage beschriebenen Nutzung stehen.

Der Verbleib des Gemeindezentrums in Burgereigentum soll gesichert
werden. Um die Wirtschaftlichkeit zu verbessern, sollte daher neben der
aktuellen bzw. kunftigen kulturellen Nutzung auch gepruft werden, welche
Nutzungserweiterungen durch Um- und Ausbau, evtl. aber auch durch
Teilabriss und Neubau méglich sind.

Wir bitten daher um Beantwortung folgender Fragen bzw. stellen folgenden
Antrag:

Kinderbetreuung:
Welchen Bedarf hat das Jugendamt fir Erweiterung/Ausbau der im
Gebaudekomplex befindlichen Kinderbetreuungseinrichtung?

Vereine, Kultur im Stadtteil, Bildung:

Der Ortsbeirat, die Frauenauracher Vereine bzw. die Burgerinnen und
Burger sollen auch kinftig zu fairen Konditionen das Gemeindezentrum
nutzen kdénnen.

Insbesondere die raumliche Situation des Statdteilmuseums ,im
Amthausschupfla® erfordert dringende Entlastun%eﬂrﬁ?die Bereitstellung

SPD Fraktion
im Stadtrat Erlangen

Rathausplatz 1

91052 Erlangen
Geschéftsstelle im Rathaus,

1. Stock, Zimmer 105 und 105a
Telefon 09131 862225
Telefax 09131 862181
e-Mail spd@erlangen.de
www.spd-fraktion-erlangen.de

Datum
08. 10. 2009

Ansprechpartnerin
Saskia Coerlin

Durchwabhl
09131 862225
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zusatzlicher Flachen fur Archivzwecke und die angemessene

Aufbewahrung von Exponaten.

Die VHS sowie die Jugendkunstschule und die Sing- und Musikschule
werden gebeten zu prifen, inwieweit im Gemeindezentrum kontinuierlich
dezentrale Angebote gemacht werden kénnen.

Mehrgenerationenhaus und Seniorenwohnen

Unter dem Gesichtspunkt ,,Gestaltung des demografischen Wandels*”
werden das Sozialreferat sowie das Referat Kultur, Jugend und Freizeit
bzw. die zustandigen Fachamter gebeten, die Umsetzung eines Konzeptes
.Mehrgenerationenhaus” zu prufen.

Das GME und die Gewobau bzw. weitere Bautrager, die im (sozialen)
Wohungsbau tatig sind, werden gebeten zu prufen, inwieweit an diesem
Standort barrierefreie, seniorengerechte Wohnungen errichtet werden
konnen. Die zentrumsnahe Lage und die gute OPNV-Anbindung wéren
daflir gute Voraussetzungen, es gibt in Frauenaurach bisher keine
Angebote fir altere Burgerinnen und Burger, die im Stadtteil bleiben, aber
z.B. aus einem Einfamilienhaus bzw. einer gro3en Wohnung in eine
kleinere Einheit umziehen wollen. Die Wohnungen sollten so flexibel
gestaltet werden, dass sowohl die Bildung von
Seniorenwohngemeinschaften als auch Betreutes Wohnen mdglich sind.
Die entsprechende Infrastruktur (Sozialstation) muss mitgeplant werden,
damit der Grundsatz ,ambulant vor stationar” bei Pflegebeiirftigkeit
problemlos gewahrleistet werden kann.

Mit freundlichen GrifRen

Florian Janik
Fraktionsvorsitzender

Helga Steeger
Sprecherin fir Senioren

Robert Thaler
Planungssprecher

f.d.R. Saskia Coerlin

Geschéftsfuhrerin der SPD-Fraktion

Ursula Lanig
Sprecherin fur Kultur
Elizabeth Rossiter
Stadtratin in
Frauenaurach

Gisela Niclas

Sprecherin fur Soziales

Birgit Hartwig

Sprecherin fur Jugend,
Familie und Freizeit
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Rathausplatz 1

91052 Erlangen
Geschéftsstelle im Rathaus,
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Beschlussvorlage

Geschéftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/50/VOA - 2249 Herr Otto Vierheilig 50/024/2010

Induktionsanlagen im Ratssaal und im Theater
hier: Fraktionsantrag der Grinen Liste Nr. 50/2010 vom 28.04.2010

Beratungsfolge Termin Status Vorlagenart Abstimmung

Kultur- und Freizeitausschuss 06.10.2010 o6ffentlich Gutachten
Sozialbeirat 10.11.2010 offentlich Gutachten

Sozial-und Gesundheitsaus- 14 17 5010 sffentlich Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen
Amt 20, Amt 24, Amt 44, Amt 50

. Antrag

Die Ausfuhrungen der Verwaltung werden zur Kenntnis genommen. Der Fraktionsantrag der
Grinen Liste Nr. 50/2010 vom 28.04.2010 ist damit bearbeitet.

. Begriindung

Im oben genannten Fraktionsantrag der Griinen Liste wird die Instandsetzung bzw. Neuin-
stallierung einer Induktionsanlage insbesondere im Markgrafentheater — aber auch im Rats-
saal gewiinscht, damit auch schwerhérige Blrgerinnen und Blrger besser an den dort je-
weils stattfindenden Veranstaltungen teilhaben kdnnen.

Auch vom Behindertenbeauftragten der Stadt Erlangen werden diese Verbesserungen flr
sehr wichtig erachtet. Schwerhdrige sind zahlenmélig eine der gro3ten Gruppen von Men-
schen mit einer Behinderung. Die technische Versorgung bei Schwerhdorigkeit ist hoch entwi-
ckelt, allerdings ist es ein Irrtum zu glauben, dass ein schwacher gewordenes Gehdr mit ei-
ner angepassten Horgerateversorgung einem normal funktionierenden Gehor gleichzustellen
ist. Das Horgerat pegelt mit einem Mikrofon samtliche Umgebungsgerédusche hoch, damit
naturlich auch unerwiinschte.

Der Besuch von Veranstaltungen und Versammlungen mit unterschiedlichen Gerauschquel-
len ist fur den Horgeratetrager oft mit grolem Stress verbunden, da er das von ihm ge-
wlnschte Tonsignal aus der Vielzahl von Gerauschen herausfiltern muss. Schwerhdrige zie-
hen sich daher oft von sozialen Aktivitaten zuriick.

Eine Alternative bietet der induktive Empfang. Der Horgeratetrager schaltet das Mikrofon des
Horgerates aus und auf die T-Spule (Telefon-Spule) des Horgerates um. Nun empfangt er
ein induktives Tonsignal, sofern dies im Veranstaltungsraum angeboten wird. Die Vorausset-
zung ist, dass eine Tonanlage vorhanden ist. An dieser Tonanlage wird der Induktionsver-
starker angeschlossen und tber die im Raum tber den Boden verlegte Induktionsschleife
per Magnetfeld ausgesendet. Die Installationskosten sind vergleichsweise gering (Kosten fir
den Verstarker, sowie Kosten fir den verlegten Draht) wenn bei Neubau oder Umbau an das
Verlegen der Spule gedacht wurde. Im Rahmen der Umsetzung des Stadtratsbeschlusses
.Barrierefreies Bauen®, wird vom Behindertenbeauftragten regelmaRig an die Installation ei-
ner solchen Anlage erinnert (erfolgreich bei der Sanierung des Ratssaales und der Biblio-
thek, dem Neubau des Blrgerhauses Rothelheimpark, erfolglos bei der Sanierung des Re-
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doutensaales und der Ladeshalle; die Induktionsschleife im Theater wurde bereits in den
siebziger Jahren eingebaut).

Zur Induktionsanlage im Markgrafentheater:

Hier wurden von Herrn Thomas Jaggo (die ehrenamtlich fir den Schwerhdrigenverband be-
ratend tétige Fachfirma Jaggo Media) Messungen vorgenommen und festgestellt, dass das
Signal extrem schwach ist. Es wurde festgestellt, dass der bestehende Trafoverstéarker tech-
nisch veraltet und gegen einen neuen ausgetauscht werden sollte. Zum Anderen wurde fest-
gestellt, dass das Eingangssignal unbefriedigend ist und deshalb eine Ertlichtigung der Mik-
rofonanlage im Bihnenbereich notwendig ist. Der Kostenvoranschlag zur Umsetzung dieser
Verbesserungen belauft sich auf 7.000 €.

Nachdem im Vorfeld der anstehenden Sanierung des Markgrafentheaters keine Einigung der
beteiligten stadtischen Dienststellen zur Kostentragung erzielt werden konnte, hat sich das
Sozialamt bereiterklart aus dem positiven Budgetergebnis 2009 des Sozialamtes die Summe
von 7.000 € fir die Ertlichtigung der Induktionsanlage im Markgrafentheater bereitzustellen.
Der Betrag wird bei ndchster Gelegenheit aus der Budgetricklage des Amtes 50 auf die Kos-
tenstelle Sanierung des Markgrafentheaters umgebucht. Diese Umbuchung ist auch haus-
haltsrechtlich moglich, da das Projekt ,Sanierung des Markgrafentheaters” nicht von den
einschrankenden Auflagen der Regierung von Mittelfranken aus der jingsten Haushaltsge-
nehmigung 2010 erfasst wird. Mit dieser Mittelverstarkung soll die Ertlichtigung der Indukti-
onsanlage im Markgrafentheater gesichert sein — das Sozialamt legt allerdings Wert darauf,
dass bei der Umsetzung die Firma Jaggo Media beteiligt wird, die sich auf dieses Feld der
Induktionsanlagen spezialisiert hat und als fachlicher Berater des Schwerhdrigenverbandes
tatig ist.

Zur Induktionsanlage im Ratssaal:

Die im Ratssaal bei der Sanierung installierte Induktionsanlage erfiillt nach einer Uberpru-
fung durch den Beauftragten des Schwerhérigenverbandes nicht dien ach DIN erforderliche
Norm — wie von Betroffenen im Nachhinein festegestellt wurde. Nach einem Test mit einem
Leihverstarker konnte ein Abhilfevorschlag unterbreitet werden, der entsprechende Kosten-
voranschlag liegt dem Gebaudemanagement vor.

Aus Sicht des Sozialamtes sollte diese erganzende Ertiichtigung der Induktionsanlage im
Ratssaal auf jeden Fall vorgenommen werden. Ob hierzu aus der Budgetriicklage des Amtes
50 ein finanzieller Beitrag geleistet werden kann, kann erst nach Vorlage des Jahresergeb-
nisses 2010 entschieden werden, da die aktuelle Budgetriicklage des Amtes nach dem Be-
schluss des SGA vom Juli 2010 vollstandig verplant ist.

Anlagen: 1. Antrag der Griinen Liste Nr. 50/2010 vom 28.04.2010

I1l. Abstimmung
siehe Anlage
IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Fraktionsantrag gemaR § 28 GeschO
Eingang: 28.04.2010
Antragsnr.:  050/2010

Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat: V1/24/Hr. Kirschner
mit Referat: V/50/Hr. Griitzner

Griine Liste Rathausplatz 1 91052 Erlangen

Herrn
Oberbirgermeister
Dr. Siegfried Balleis
Rathausplatz 1
91052 Erlangen

Antrag:

Stadtratsfraktion

Rathausplatz 1, 91052 Erlangen
Zimmer 130

tel 09131/862781 fax 09131/861681
e-mail: gruene-liste@erlangen.de
http://www.gl-erlangen.de

Blirozeiten:
Mo 10-12, 14-18 Di, Mi 10-12 Do 10-14

Erlangen, den 28.04.2010

Instandsetzung der Induktionsanlagen im Markgrafentheater und Ratssaal

Sehr geehrter Herr Oberblirgermeister,

die Selbsthilfegruppe fiir Schwerhdrige bittet in einem Schreiben an die Fraktionen um die

Instandsetzung der vor lber dreiRig Jahren installierten Induktionsanlage im Markgrafentheater.

Sie funktioniert nicht mehr richtig und ist reparaturbedirftig. Daflir hat bereits eine kostenlose

ehrenamtliche Beratung des Akustikers des Schwerhorigenbundes stattgefunden und es liegt ein

Kostenvoranschlag fiir das technische update vor.

Die Induktion ermdglicht es schwerhdrigen Horgeréatetrdgerlnnen das gesprochene Wort zu

verfolgen. Damit kdnnen sie wieder am kulturellen Geschehen der Stadt teilnehmen und die bei

Schwerhorigen haufige Isolation durchbrechen.

Das gleiche Problem existiert Gbrigens im Ratssaal. Die Anlage (obwohl bei der Sanierung

installiert) musste technisch aufgeriistet werden, damit sie befriedigend funktioniert.

Wir beantragen:

Die Induktionsanlage im Markgrafentheater wird repariert oder neu installiert.

Auch im Ratssaal soll die Anlage aufgertstet werden.

Mit freundlichen GriiBen

gez. Wencke Seuberling

.t~

F.d.R.: Wolfgang Most



Sitzungsvorlage Mittelbereitstellung

Geschéftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/412/RDD T. 2308 Herr Dietmar Radde 412/004/2010

Umschichtung von Verpflichtungsermachtigungen fir IP-Nr. 366D.408,
Spielplatz- und Bolzplatz GoldwitzerstraRe, Neuanlage

Beratungsfolge Termin Status Vorlagenart Abstimmung

Kultur- und Freizeitausschuss 06.10.2010 o6ffentlich Gutachten

Haupt-, Finanz-und Perso- 54 15010 gfentlich Beschluss
nalausschuss

Jugendhilfeausschuss 21.10.2010 offentlich Kenntnisnahme

Beteiligte Dienststellen
Amt 20, Amt 41, Abt. 773, Zustimmung Amt 24: gez. Tuczek (21.09.2010)
Die Zustimmung zur Mittelbereitstellung wird erteilt!
27.9.2010 gez. Beugel....

Unterschrift Referat Il

. Antrag

Fur die Baumalnahme Familienstiitzpunkt Goldwitzerstral3e stehen 2010 insgesamt Ver-
pflichtungserméchtigungen fir das Jahr 2011 in H6he von 1.000.000 € auf der IP-Nr.
365E.407 zur Verfligung, die nicht in voller Hohe bendétigt werden.

Die Verwaltung beantragt daher zur Finanzierung des Kinderspielplatzes GoldwitzerstralRe
folgende Umschichtung von Verpflichtungserméchtigungen fir

in H6he von 100.000 €
IP—_NI’. 366D.408 Produkt [3662 Jugendein- | sachkonto [032202
Spiel- und Bolzplatz richtungen / Zustandig-
GoldwitzerstraRRe, keitsbereich Amt 41
Neuanlage Kostenstelle 410090

Nicht beansprucht wird die Verpflichtungsermachtigung

in Hohe von 100.000 €
IP-Nr. 365E.407 Produkt [3651 Tagesein- | gachkonto [032202
Lernstube Goldwit- richtungen fur Kinder /
zerstr. 27 BaumalR- stadtische
nahme Kostenstelle 240090 Einrichtungen
Die Deckung erfolgt durch Sperrung der

in Hohe von 50.000 €
IP-Nr. 366E.600 . Produkt [3662 Jugend- | gachkonto [021202
Baumalnahmen i. R. einrichtungen / Zustan-
Generalsanierung digkeitsbereich Amt 41
(KiSpielplatze) Kostenstelle 410090
IP-Nr. 252.K358 und in HGhe von 50.000 €
Einrichtungsgegenstande, Produkt [2523 Bereit-
Sammlung’ Kunstpa|ais1 stellung von Kulturein-
Galerie Kostenstelle 411090 richtungen Sachkonto [091102
25/47
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Il. Begrindung

1. Ressourcen
Zur Durchflihrung des Leistungsangebots/der MaRnahme sind nachfolgende Investitions-,
Sach- und/oder Personalmittel notwendig:

Im Investitionsbereich stehen dem Fachbereich zur Verfliigung (Ansatz) 100.000 €
Es stehen Haushaltsreste zur Verfligung in Héhe von

Summe der bereits vorhandenen Mittel 100.000 €
Gesamt-Ausgabebedarf (inkl. beantragter Umschichtung von Verpflichtungs- 200.000 €
erméchtigungen)

Die Mittel werden benétigt:  [X] einmalig

2. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Wiedereroffnung des Spielplatzes GoldwitzerstralRe zeitgleich mit der Erdéffnung des neuen
Familienstltzpunktes Blichenbach im Herbst 2011.

3. Programme/Produkte/Leistungen/Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Um die Er6ffnung im Herbst 2011 erméglichen zu kénnen, ist ein Baubeginn unmittelbar
nach Ende der Frostperiode erforderlich. Die Umschichtung der Verpflichtungsermachtigung
ist daher noch 2010 erforderlich, um das Ausschreibungs- und Vergabeverfahren im Winter
2010/2011 durchzufuhren.

4. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme/Leistungsangebote erbracht werden?)

Beschrankte Ausschreibung nach Teilnahmewettbewerb

Sachbericht:
1 Allgemein:

Fur den Neubau des Familienstiitzpunkts Biichenbach-Sid einschlieRlich der einrich-
tungsbezogenen AufRenanlagen und der nachzuweisenden Parkplatze musste der friihe-
re Spiel- und Bolzplatz an der Goldwitzerstral3e abgerissen werden. Da in der Nahe keine
weiteren 6ffentlichen Spiel- und Ballspielméglichkeiten bestehen, ist eine Neuanlage so-
wohl des Spiel- wie auch eines Ballspielplatzes fir die Kinder der Einrichtungen und des
Stadtteils dringend erforderlich.

Nachdem im Haushalt 2010 bereits die erforderlichen Mittel fur die Ballspielflache zur
Verfigung gestellt werden konnten, soll nun eine Finanzierungsmoglichkeit aufgezeigt
werden, die die Umsetzung der Gesamtmaflnahme (Neubau Familienstitzpunkt, Herstel-
lung der GebaudeaulRenanlagen und Wieder-Herstellung der éffentlichen Spielflachen
ohne zusatzliche Belastung des stadtischen Haushaltes sicherstellt.

Ausreichende Flachen fur die Neuanlage eines Spiel- und Bolzplatzes stehen zur Verfi-
gung, da die GEWOBAU Erlangen bereit ist, einen Teil der nérdlich angrenzenden Griin-
flachen der Stadt zur Nutzung als Kinderspielplatz zu Uberlassen. Ein Mietvertrag mit ei-
ner langfristigen Sicherung der Flachen und der Investitionen ist in Vorbereitung und wird
nach der Mittelbereitstellung abgeschlossen.
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2 Entwurf zur Neuanlage des Spiel- und Bolzplatzes Goldwitzerstral3e:

Der im Januar 2009 vom KFA beschlossene Entwurfsplan musste im Zuge der Ausfiih-
rungsplanungen des Gebaudes und des Bolzplatzes geringfligig Uberarbeitet werden, um
baurechtlichen Anforderungen zu gentigen. Der in der Anlage beigefligte Entwurf ist mit
den beteiligten Dienststellen und der GEWOBAU abgestimmt und gibt den aktuellen Pla-
nungsstand wieder.

3 Finanzierungsvorschlag:

Fur den Bau des Kinderspielplatzes und der Ballspielflaiche werden nach qualifizierter
Kostenschatzung der Abteilung Stadtgriin ca. 200.000 € bendtigt. Im Haushalt 2010
konnten bereits 100.000 € bereit gestellt werden. Mit diesen Mitteln wird im Herbst 2010
die Ausschreibung und Auftragsvergabe fir die Hartspielflache durchgefihrt und in Ab-
hangigkeit von der Witterung Ende 2010 bzw. im Frihjahr 2011 mit dem Bau der Ball-
spielflachen begonnen. Um auch den Spielplatz bereits mit Er6ffnung des Familienstitz-
punktes fertig stellen zu kénnen, hat das Kultur- und Freizeitamt sich mit der Kdmmerei
auf folgenden Finanzierungsvorschlag verstandigt, um die zuséatzlich erforderlichen
100.000 € bereit stellen zu kdnnen.
1. Sperrung von 50.000 € auf der IP-Nr.: 366E.600:
Mit diesen Mitteln war vorgesehen, einen neuen Spielplatz im Stadtteil Anger anzule-
gen. Aufgrund von Verzdgerungen bei der Planung und bei der Klarung von Grund-
stiicksfragen kann die MalRnahme nicht in diesem Jahr umgesetzt werden.
2. Sperrung von 50.000 € auf der IP-Nr. 252.K358:
Fur die Einrichtung des Kunstpalais stehen noch Restmittel zur Verfigung, die in Ho-
he von 50.000 € fur den Spielplatz Goldwitzerstral3e verwendet werden kdnnen.
3. Teilumschichtung der Verpflichtungserméachtigung der IP-Nr. 365E.407
in Hohe von 100.000 € auf die 366D.408:
Fur den Bau des Familienstiitzpunktes Blchenbach-Siid an der Goldwitzerstral3e stehen
auf der IP-Nr. 365E.407 im Haushalt 2010 Verpflichtungserméachtigungen in Héhe von
1.000.000 € fur das Jahr 2011 zur Verfligung, die nicht in voller Hohe bendtigt werden.
Durch die Teilumschichtung der Verpflichtungsermachtigung ist es mdglich die Aus-
schreibung und die Auftragsvergabe noch in diesem Jahr durchzufiihren und mit dem
Bau des Kinderspielplatzes unmittelbar nach der Frostperiode zu beginnen. Bei norma-
lem Bauverlauf und Witterung wird es damit moglich sein, die Spielflachen zeitgleich mit
der Er6ffnung des Familienstitzpunktes im Herbst 2011 fertig zu stellen und zum Spielen
frei zu geben.

4 Geplanter Bauablauf:

4. Quartal 2010: Ausschreibung und Auftragsvergabe Ballspielflache —
Ausschreibung Kinderspielplatz

2. Quartal 2011: Fertigstellung Ballspielflache - Baubeginn Spielplatz

4. Quartal 2011: Wiedererdffnung des neuen Spiel- und Bolzplatzes

Anlagen: Aktueller Stand der Entwurfsplanung

Ill. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Beschlussvorlage

Geschéftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/ 44/ RBI Ott, Katja; Reinhart, Bettina 44/010/2010

Sicherstellung der Planung fur das Theater Erlangen im Jahr 2012 - Budget fur
das Haushaltsjahr 2012

Beratungsfolge Termin Status Vorlagenart Abstimmung

Kultur- und Freizeitausschuss 06.10.2010 o6ffentlich Gutachten

Haupt-, Finanz- und Perso- 20.10.2010 o6ffentlich Gutachten
nalausschuss

Stadtrat 28.10.2010 offentlich Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Amt 20

. Antrag

Das Theater Erlangen beantragt zur Sicherstellung der Planungen fur die Spielzeiten
2011/2012 und 2012/2013 die Festsetzung der zur Verfigung stehenden Haushaltsmit-
tel fir das Kalenderjahr 2012 auf gleichem Niveau wie im Haushaltsjahr 2011.

Bei weiteren Kirzungen (zwei Kirzungen erfolgten bereits im Jahr 2010 um 28.000,- € sowie
weitere 15.000,- € im Haushaltsjahr 2011) wirde es zu strukturellen Veranderungen des
Theaterangebotes kommen.

Sollte dieser Antrag abgelehnt werden, stellen wir hilfsweise den Antrag, die Kirzung auf
maximal 86.000,- € zu beschranken, mit den in den Erlauterungen zu diesem Antrag ge-
nannten Konsequenzen.

. Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Da das Theater wie bekannt einen langen Planungsvorlauf hat (1 — 1 %2 Jahre), informierte
die K&mmerei rechtzeitig tber die Absicht, im HH 2012 den Zuschuss fur das Theater um
weitere 100.000,-€ zu kirzen (die Kirzungen von 2010 (28.000,-€) und 2011 (15.000,-€)
belaufen sich bereits jahrlich auf 43.000,-€).

Das Theater plant derzeit die Spielzeit 2011.2012 und braucht daher dringend einen Haus-
haltsbeschluss seitens des Stadtrats, ob und in welcher Héhe die HH-Klrzung fir 2012 um-
gesetzt werden soll.

Eine solche Budgetkirzung wird nur durch grundsétzlich strukturelle Verédnderungen des
Spielplanangebots mdglich sein, daher will das Theater den Stadtrat Uber die Konsequenzen
unterrichten, die eine solche Budgetkirzung nach sich ziehen wirde.

Dem Stadtrat ist die desolate finanzielle Situation des Theaters seit Jahren weitestgehend
bekannt. Das Theater Erlangen, rangiert im Gberregionalen Theatervergleich bzgl. der finan-
ziellen Ausstattung auf dem letzten Platz (s. Theaterstatistik MzK). Diese seit Jahren
schlechte finanzielle Situation fiihrte dazu, dass die Arbeitssituationen (Ausstattung der Ar-
beitsplatze, Probebiihnen etc.) das technische Equipment (Ausstattung Ton- und Beleuch-
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tungstechnik, Buhnentechnik u.a.) sowie die Personaldecke (viele Bereiche unterbesetzt
bzw. manche theaterlblichen Stellen sind gar nicht vorhanden) jeweils auf einem bekla-
genswerten Stand sind, da in der Vergangenheit viel zuwenig investiert wurde. Die Haus-
haltslage des Theaters verkraftet keine weiteren Kiirzungen, im Gegenteil es herrscht kurz-
und mittelfristig groRer Investitionsbedarf.

Die derzeitige Haushaltslage wird dies nicht gestatten, sie fiihrt im Gegenteil dazu, die Situa-
tion des Theaters zu verschéarfen - eine Entwicklung, die das Theater nun in seinen Grund-
strukturen bedroht.

Um Uber die von der Kdmmerei eingeforderten 100.000,- € zu entscheiden, sollte der Stadt-
rat Uber die derzeitige Situation des Theaters genauer informiert sein.

Das Gesamtbudget des Theaters belief sich im HH-Jahr 2010 auf 3.072.000,- € die sich pro-
portional wie folgt verteilten:

068,6% festangestellte
Personalkosten

B 5% Betriebskosten
16,3 Produktionskosten
[05,5% Gastspiele

l 3,5% Presse- und
Offentlichkeitsarbeit

Die Personalkosten fur festangestellte Mitarbeiter machen den gréften Anteil aus, stehen
jedoch im Verhaltnis zu Vergleichstheatern weit unter dem Durchschnitt (s. Theaterstatistik
MzK). Die Einsparungen von 2010 und 2011 haben ohnehin schon zur Folge, dass die thea-
terUbliche Gagensteigerung nach der zweiten Spielzeit flir Schauspielanfanger nicht gezahlt
werden kann. Ebenso stagnieren die Gagen im technischen Bereich, so dass der Verlust
von qualifizierten Mitarbeitern mittel- bis langfristig nicht zu verhindern ist. Das Theater sieht
im Bereich der festangestellten Mitarbeiter keinerlei Einsparméglichkeit, sondern wird eher
erhdhte Ausgaben nicht verhindern kénnen.

Die Betriebskosten (s. Anlage 2) sind zwar theoretisch variable Kosten, somit bei Einspa-
rungsiberlegungen heranzuziehen, jedoch sind die Ausgaben in den letzten Jahren aus die-
sem Bereich stetig gestiegen: steigende Portokosten, Kopierkosten, Ausgaben fir Buromate-
rial, Verbrauchsmaterial der Abteilungen (z.B. Farbfilter, Beleuchtungsmittel u.s.w.), Telefon-
kosten etc.. Auch Gebuhren (z.B. GEMA) steigen stets weiter an. Eine mdgliche Kiirzung in
diesem Bereich konnte a.) nur schwer kalkuliert werden und b.) wirde sich bestenfalls nur in
einer marginalen Summe beziffern. Somit sind die Betriebskosten kein relevanter bzw. mog-
licher Posten zur Haushaltskonsolidierung.

Der Etat der Presse- und Offentlichkeitsarbeit wurde bereits mit Spielzeitbeginn
2009.2010 auf das Minimum reduziert. Weitere Einsparungen hatten bspw. zur Folge, dass
keine Programmbhefte, kein Spielzeitheft oder keinerlei Plakate mehr mdglich waren. Um den
derzeitigen Werbe- und Informationsstandart aufrechtzuerhalten, kann hier nicht weiter ein-
gespart werden.

Somit werden weitere Einsparungsmaflnahmen nur durch grundsatzlich strukturelle
Veranderungen des Spielplanangebots mdéglich sein.
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Die hauseigenen Inszenierungen sind das Kerngeschéft des Theaters, sie sind das Gesicht
eines Hauses und tragen somit zum Gesicht einer Stadt bei.

Doch neben inhaltlicher und kiinstlerischer Relevanz, ist dies der einzige Bereich, in dem ein
kunstlerischer Erfolg sich auch wirtschaftlich niederschlagen kann, denn mit jeder Vorstel-
lung senken sich proportional die Produktionskosten. Somit kann das Theater bspw. die In-
szenierungen FAUST und MANNER auch in der Spielzeit 2010.2011 im freien Verkauf wei-
terspielen und jeweils auf mind. 20 Vorstellungen kommen (11 Vorstellungen sind die Regel).
Gleiches gilt fur die Inszenierungen in der Garage.

Die Streichung einer Produktion im MGT hétte zur Folge, dass keine Einnahmensteigerung
durch zusatzliche Vorstellungen méglich wéare und das Ensemble und die Werkstétten bei
voller Bezahlung eine Produktionspause hatten. Dariiber hinaus ist zu bedenken, dass sich
der Landeszuschuss nach der Anzahl der Eigenproduktionen berechnet. Somit ware mit ei-
ner Kiirzung des Zuschusses zu rechnen, wenn Inszenierungen gestrichen werden. Unter
wirtschaftlichen Gesichtspunkten kdnnen die geplanten 100.000,- € fir 2012 also auch hier
nicht rekrutiert werden.

Das Theater sieht, nachdem etliche Varianten durchgerechnet und —gedacht sind, nur im
Gastspielbereich eine Moglichkeit zur effektiven Einsparung.

Wobei hierbei ausdrucklich zu erwéhnen ist, dass neben den bislang rechnerischen ermittel-
ten Mindereinnahmen (s. Anhang 1), es zu weiteren Mindereinnahmen kommen kann. Viel-
leicht werden Besucher ein 6er-Abo mit einem Gastspiel (statt 7er-Abo inkl. zwei Gastspie-
len) weniger attraktiv finden, abspringen und dem Theater ganzlich als Zuschauer verloren
gehen. Es wird mit Sicherheit aber dazu fiihren, dass die Zuschauerstatistik erheblich sinkt,
da es diese 11 Gastspiel-Vorstellungen im MGT weniger geben wird. Die Vielfalt des Spiel-
plans wird geschmaélert und welche Auswirkungen das haben wird, ist nicht zu prognostizie-
ren. Das Streichen des Boulevard-Abo (von 6 Vorstellungen, sind 5 Gastspiele) wird den
grofiten wirtschaftlichen Effekt haben, aber mit Sicherheit auch auf erhebliche negative Re-
sonanz stof3en.

Rein rechnerisch ist dies jedoch der einzige Ansatz um zur Haushaltskonsolidierung beizu-
tragen — ob es langfristig wirklich zu dem gewiinschten Einsparvolumen kommt, ist fraglich.

Die Reduzierung des Garagenangebots durch die Streichung einer Produktion scheint auf
den ersten Blick weniger problematisch, wird aber nicht nur zu einer inhaltlichen Reduzie-
rung fuhren, sondern vor allem das Angebot fir das jingere Publikum stark einschranken.
Es wirde also entweder eine Produktion fiir Kinder- und Jugendliche oder eine Produktion
fur die studentische Zielgruppe wegfallen. Aul3erdem wiirde das Repertoire der Garage nicht
weiter aufgebaut, so dass dann in der kommenden Spielzeit nicht mit Wiederaufnahmen zu
rechnen ist und es im Spielbetrieb zu Leerlaufen in der Garage kommen kann.

Das Theater kann also die geforderte Kiirzung primar nur durch Einsparungen im Gastspiel-
bereich und durch das Streichen einer Garagenproduktion versuchen zu kompensieren. Und
selbst bei diesen drastischen Spariiberlegungen wird die von Seiten der Kdmmerei geforder-
te Einsparsumme nicht ganz erreicht. Eine weitere Reduktion des Spielplanangebots halt
das Theater jedoch nicht fur tragbar.

Inwieweit durch erneute Preiserhéhungen noch weitere Einnahmen erzielt werden kdnnen,
ist derzeit nicht berechnet, wére aber der einzige Ansatz um die Einsparvorgabe von
100.000,-€ zu erflullen. Ob jedoch eine 3. Erhdéhung in Folge von Seiten der Zuschauer gebil-
ligt wird, ist offen.

Das Theater weist noch einmal nachdriicklich auf die Dringlichkeit der Entscheidung hin, da
im November 2010 bereits die Gastspielbuchungen fir die Spielzeit 2011.2012 erfolgen
massen.
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2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen

(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

3. Prozesse und Strukturen

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

4. Ressourcen

(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: €
Sachkosten: €
Personalkosten (brutto): €
Folgekosten €
Korrespondierende Einnahmen €

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

L] werden nicht bendtigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen: 1. Einsparungsentwirfe im Jahr 2012

2. Spielzeitplanung 2010.2011

lll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift

VI.Zum Vorgang
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LYIEE

Haushaltskonsolidierung 2012
Theater Erlangen

Sparvorgabe: 100.000,- €

Erlauterung/ Konsequenzen

Einnahmeseite

Ausgabeseite

Sparvolumen

1. Strukturelle Verédnderung der Wochentagsabonnements:

Umstellung von 7 Vorst. im MGT auf 6 Vorst. im MGT + 1 Wertgutschein (Garage)

Folge: Mindereinnahmen (10,- € pro Abonnement bei ca. 600 Abonnenten) -6.000,00 €

Kirzung um 6 Gastspiele (4 9.000,- €) 54.000,00 €

Folge: Einnahmeneinbul3e von ca. 2.500,- € pro Gastspiel -15.000,00 €

Zwischensumme -21.000,00 €| 54.000,00 €] 33.000,00 €
2. Streichung des Boulevardabonnements:

Kurzung um 5 Gastspiele (4 9.000,- €) 45.000,00 €

Folge: Einnahmeneinbuf3e von ca. 2500,- € pro Gastspiel -12.500,00 €

Folge: Einnahmeneinbul3e von ca. 2500,- € bei 1 Vorst. der Eigenproduktion -2.500,00 €

Zwischensumme -15.000,00 €| 45.000,00 €| 30.000,00 €
3. Einsparungen im kinstlerischen Bereich (Eigenproduktionen):

Wegfall einer Gargagenproduktion in der Spielzeit 2011/2012 -3.000,00 € 26.000,00 €

Zwischensumme -3.000,00 €| 26.000,00 €] 23.000,00 €
Summe 86.000,00 €
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Spielzeitplanung 2010/2011

O-
(@)}

Position

Budget

Bemerkung

Premieren + Wiederaufnahmen MGT + Garage|

500.000,00 €

Honorare fir Géste (Regie, Ausstattung, Gast-Schauspieler, Musiker, sonstige Gaste), Ausstattung, Fahrtkosten, weitere Produktionskosten

Durchschn. Prod.kosten: MGT 65.000,- €/ 12 Vorst./ 5.500,-€ pro Vorst. - Garage 26.000,- €/ 14 Vorst./ 1850,- € pro Vorst.

EXTRAS 10.000,00 €|Lesungen, Themenwochen, Theaterpadagogik, Theaterfest, Foyergesprach, Tisch&Chips, Matineen, Publikumsgesprache,
Seitenspriinge u.a./ Kooperationen

Vorstellungsnebenkosten/ Tantieme 17.000,00 €

Gastspiele 170.000,00 €19 Vorstellungen in der Spielzeit 2010.11, Kosten pro Gastspiel 9.000,- €

Offentlichkeitsarbeit 110.000,00 €

Betriebskosten 155.000,00 €|Geschaftsbetrieb, Mieten, Anschaffungen der Abteilungen, Gebiihren (z.B. GEMA), Mitgliedsbeitrage, Dienstreisen,

Personalkosten Festangestellte

2.110.000,00 €

TVOD + festes kiinstlerische Personal

Budgetvolumen - gesamt

3.072.000,00 €

HHJahr 2009
abzigl. Sondermittel Intendantenwechsel
Haushaltskonsolidierung 2010
Ver(bare Mittel 2010

N

Lyl

3.140.000,00 €
-40.000,00 €
-28.000,00 €
3.072.000,00 €




Beschlussvorlage

Geschéftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/IRDB/LKB/1020 Dr. D. Rossmeissl, Karl-Heinz Lindner  1V/013/2010

Umsetzung des Entwicklungsplans "Offentlich-kulturelle Gebaude in der
historischen Innenstadt" Neustrukturierung/Generalsanierung des Kultur-,
Bildungs- und Kreativzentrums Frankenhof im Quartier B

Beratungsfolge Termin Status Vorlagenart Abstimmung

Kultur- und Freizeitausschuss 06.10.2010 offentlich Gutachten

Haupt-, Finanz-und Perso-  ,4 165010 gffentlich Gutachten
nalausschuss

Stadtrat 28.10.2010 offentlich Beschluss

Beteiligte Dienststellen
41, 43, 112,20 24,51, 61

. Antrag

Die aus baulicher, energetischer und nutzungsspezifischer Sicht dringend notwendi-
ge Erneuerung des Freizeitzentrums Frankenhof ist unter inhaltlicher Weiterentwick-
lung der Vorschlage des Entwicklungsgutachtens und der Realisierung maglicher
Synergieeffekte sowie der Nutzung gegebener Fordermdoglichkeiten baldmdglich an-
zugehen.

Der Bereich des Hallenbades bleibt dabei auf3er Betracht. Im Rahmen der Gesamt-
planung ist jedoch der ,Nassbereich* mit in die langerfristigen Uberlegungen einzu-
beziehen, da in diesem Gebaudeteil die VHS- Unterrichts- und Veranstaltungsraume
sowie eine Parketage im Kellergeschoss im Entwicklungsplan vorgeschlagen sind

Die Verwaltung wird beauftragt, die Vorplanung samt Organisations- und Finanzie-
rungsuberlegungen weiter zu entwickeln und im Rahmen der Haushaltsberatungen
fur die Mehrjahresinvestitionsplanung einzubringen.

Das Thema soll im Rahmen der anstehenden, externen Uberpriifungen zur Haus-
haltskonsolidierung begutachtet und bewertet werden.

Der einstimmige Stadtratsbeschluss zur Umsetzung des Entwicklungsplans ,Offent-
lich-kulturelle Geb&ude in der historischen Innenstadt* vom 26.3.2009 ist als Aus-
gangspunkt fur die weiteren Planungen zu sehen.

Zur Finanzierung sind folgende Festlegungen als Planungsvorgabe zu beschlieRen:

e Verlagerung von VHS-Direktion samt Verwaltung, dfi sowie Sing- und Musik-
schule in den Komplex Frankenhof

e Verkauf der Palais Wildenstein und Lyncker (Friedrichstral3e 19, 21, 35)
e Verpachtung und Neukonzeptionierung des Gastronomiebereichs
e Einstellung des Ubernachtungsbetriebs in Jugendherberge und Gastehaus

e Bestmogliche Ausschopfung der Zuschussmoglichkeiten insbes. aus dem
Programm Soziale Stadt durch Reduzierung der nicht zuschussfahigen Fla-
chen
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e Organisationsveranderungen mit einem ,Dienstleistungszentrum Kultur und
Bildung“ unter Anrechnung der Personalkosten-Einsparungen

e Vermietung der Dachflachen zur Solarenergie-Erzeugung

Im Rahmen des Finanzierungsvorschlags soll auch ein Stiftungsmodell gepruft und
dargestellt werden, in dessen Rahmen eine Vorfinanzierung der Investitionen, die
Abwicklung der Zuschisse und die kunftige Hausverwaltung geregelt werden kann.

Il. Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)
Mit der vorgeschlagenen Neustrukturierung/Generalsanierung des Kultur- Bil-
dungs- und Kreativzentrums Frankenhof* sollen u. a. nachstehende Folgeeffekte
erreicht werden:

1. Weiterentwicklung des Frankenhofs zu einem Zentrum fir Kultur, kulturelle
Bildung und Kreativitat sowie einer kulturellen Begegnungsstétte zwischen
den Generationen

2. Langfristige Sicherung und Optimierung der Leistungsfahigkeit der eingebun-
denen Fachamter und Organisationen sowie Weiterentwicklung der Angebote

3. Optimierung der AuBenwirkung und Servicequalitat der Institutionen u.a. durch
ein gemeinsames ,Dienstleistungszentrum Kultur & Bildung® (DLZ) unter Be-
ricksichtigung heutiger und zukinftiger Nutzeranspriiche

4. Effektivere, gemeinsame Nutzung der raumlichen, technischen und personel-
len Ressourcen,

5. Senkung der Betrieb- und Personalkosten samt Optimierung des Personalein-
satzes und deutlich reduziertem Energieverbrauch.

Wesentliche Verbesserungen ergeben sich nach den Voruberlegungen und aufgrund
der zur Verfigung stehenden Nutzflachen auch fir das Kultur- und Freizeitamt sowie
die Nutzer aus der Vereinsszene. Auf die Ausbaumaoglichkeit eines weiteren Saals
mit Vorzugsnutzung durch die Sing- und Musikschule sei hingewiesen.

Eine Ubersicht liber die derzeit im Frankenhof vorhandenen sowie von VHS, dfi so-
wie Sing- und Musikschule genutzten Flachen sowie eine Ubersicht Uber die Verflig-
barkeit von Flachen im umgebauten Frankenhof fur diese Institutionen ergibt sich aus
Anlage 1.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)
Fur die inhaltliche und organisatorische Weiterentwicklung sowie die dringend er-
forderliche bauliche Ertlichtigung des ,Frankenhofs® in zentraler Innenstadtlage
mit hervorragender Verkehrsanbindung und dann erhdhter Anziehungskraft, be-
steht nach wie vor die Mdglichkeit der Aufnahme in das Bund-L&nder-
Stadtebauférderungsprogramm ,Soziale Stadt”. Eine Vorbesprechung mit der
Regierung von Mittelfranken hat stattgefunden und die prinzipielle Férderfahigkeit
bestéatigt.
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Entsprechende Planungsschritte und Finanzierungsuberlegungen sind dringend,
da schon heute bestimmte Bauteile (insbesondere im sog. ,Wohnturm* und im
Grundungsbereich) nur eingeschrankt oder Gberhaupt nicht mehr genutzt werden
konnen So heil3t es im Jahresbericht 2009/10 des CEG, das Teile seines Musik-
unterrichts in den Turm ausgelagert hat: ,Die RAume des Frankenhofs verfiigen
uber keinerlei Dammung und Schallisolierung, so dass ein ungestortes Uben ...
kaum moglich ist. ... In den Sommermonaten treffen fortlaufend Beschwerden
von Lehrkraften und Schilern wegen unertraglicher Hitze ein.” (S. 7 f) Eine Auflis-
tung von GME Uber die in allen beteiligten Hausern ohne Sanierung des Fran-
kenhofs unabdingbar notwendigen Malihahmen mit einer Gesamtsumme von 1,7
Millionen Euro liegt als Anlage 2 bei.

Auch die voraussichtlich weiter steigenden Energiepreise sowie dkologische Ge-
sichtspunkte erfordern — unabhéngig von baulichen und organisatorischen Griin-
den - dringend MalRnahmen zu ergreifen. .Die damit verbundenen dauerhaften
Einsparungen stellen zudem ein wesentliches Potenzial fir die Amortisation der
Investitionen dar.

Die Quintessenz des vorliegenden Planungsgutachtens, vier Standorte auf einen
zu verdichten, ist im Vorschlag beriicksichtigt und entlastet die Stadt als Immobi-
lieneigentimer. Weiterhin bringt eine entsprechende Entscheidung zwei bis drei
fur Anleger interessante, denkmalsgeschitzte Objekte an den Markt, die in Pri-
vathand zugiger saniert werden konnen, als dies in stadtischer Regie moglich ist.
Diese Sanierung tragt zu Verbesserung des Stadtbilds im Umfeld der Friedrich-
stral3e erheblich bei. Beispiele wie diverse Gebaude im Bereich Hugenottenplatz
und Seitenstral3en und jingst auch in direkter Nachbarschaft (Friedrichstr. 29)
zeigen, dass Verkaufserlose in Hohe von rund 2,5 Mio. € realistisch sind. An
Bauunterhalts- bzw. Sanierungskosten sind mindestens 1,18.Mio. € einsparbar.

Die Einflussnahme des Stadtrates auf die kiinftige Nutzung der freiwerdenden
Gebaude im Sinne der stadtebaulichen Sanierungsziele ist von einer Veraul3e-
rung unberthrt und kann sowohl 6ffentlich-rechtlich wie auch privat-rechtlich ge-
sichert werden. Der Handlungsspielraum der Stadt entspricht dabei den Varian-
ten, die beim Gebaude HelmstralRe diskutiert werden.

Fur die kinftige Nutzung schlagt Amt 41 alternativ vor, eine Beherbergung mit ca.
50 Betten weiterhin im Frankenhof vorzuhalten und die Flachenmehrung fur die
Unterbringung von Ubernachtungskapazitat und Volkshochschule durch Aufsto-
ckung oder Anbau zu realisieren. Der Flachenbedarf fir 50 Betten im bisherigen
Wohnturm betragt 4 Stockwerke bzw. ca. 1.000 m2. Bei 60%iger Auslastung er-
wirtschaftet der Ubernachtungsbereich netto ca.110.000 €. Dem stehen Mehrkos-
ten fUr den Erweiterungsbau fur die VHS in Hohe von 1.755.000 € gegenuber,
was einem Schuldendienst von 105.300 € entspricht. Da wirtschaftlich genutzte
Flachen nicht aus ,Soziale Stadt* férderfahig sind, ergibt sich ein rechnerischer
Forderausfall in Hohe von ca.1.270.000 €.

Das Projekt ,Sanierung Frankenhof* wird dazu beitragen, Investitions- und For-
derquote im stadtischen Haushalt auf hohem Niveau zu halten und die Wirtschaft-
lichkeit in den beteiligten Kulturbereichen zu verbessert. Die zugleich steigende
Nutzerfreundlichkeit sollte auch Auswirkungen auf Nachfrage, Angebote und Er-
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|0se zeitigen.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)
Die notwendigen Planungsschritte (baulich und organisatorisch) erfordern einen
mindestens einjahrigen Prozess. Erst nach Erstellung einer Vorplanung kénnen
die konkreten Bedingungen und Schritte bewertet und dem Stadtrat vorgelegt
werden. Auch ein abschnittweises Vorgehen ist denkbar und in die Planungsuber-
legungen einzubeziehen.

4,

Ressourcen

Detaillierte Kosten sind erst im Rahmen des Planungsprozesses zu ermitteln.

Eine Uberschlagige Kostenschatzung auf der Basis der im Gutachten genannten
Zahlen ermoglicht jedoch schon jetzt folgende Finanzierungsuberlegungen:

Investitionsbedarf: 15 Mio. € (5.600 gm x 2.700 €/gm)

Fordererwartung: 7 Mio. € aus Soziale Stadt (nomina-
le Forderung bis 60 % der forderfahigen Flachen, angesichts der unterschied-
lichen Nutzungen werden ca. 47% als forderfahiger Anteil angesetzt)

Verkaufserlose (Lyncker/Wildenstein) 2,5 Mio. €
Finanzierungsbedarf somit 5.5 Mio. €
Finanzierungsaufwand p.a. 330.000 € (4% Zinsen + 2% Tilgung)

Refinanzierung durch:

Personalkosteneinsparungen durch DLZ Kultur: - 50.000 €
Wegfall Defizit Gastronomiebereich (It. Amt 20) - 196.000 €
Verpachtung Gastronomiebereich: Pachterlos + 36.000 €)
Einsparungen Energie und Bauunterhalt - 50.000 €
(Vergleichsbasis Sanierung Rathaus/Schuhstr.40: Energieeinsparung - 60%)
Mieterl6s Photovoltaikanlage aul3er Ansatz

Summe aus moéglichen dauerhaften Einsparungen und Zusatzerldésen: 332.000 €

Damit ist eine komplette oder — bei Verschlechterung einiger Annahmen — weitge-
hende Refinanzierung der Investitionskosten aus dauerhaften Einsparungen méglich.
Diese Ansétze sind durch Vergleichsprojekte und Vorbesprechungen realistische
Annahmen, die erst in weiteren Planungsschritten konkretisiert werden konnen. Die-
se Planungsschritte sind jedoch zunéchst vom Stadtrat zu beschliel3en.

Haushaltsmittel fur die Vorfinanzierung in der Planungs- und Bauphase sind bisher
nicht vorhanden!

Haushaltsmittel

[]
[l

werden nicht benotigt
sind vorhanden auf IvP-Nr.
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bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
= sind nicht vorhanden

Anlagen:
1) Flachen- und Nutzungsuibersicht Frankenhof
2) Kostenlbersicht dringender Sanierungsmafinahmen Quartier B

lll. Abstimmung
siehe Anlage
IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Anlage 1 zu 1V/013/2010
Sidliche Stadtmauerstr. 35. aus Stadtlexikon Erlangen

Das am 24.5.1963 eingeweihte Jugendzentrum F. vereinigte als Modellprojekt Freizeit- und Bildungsstétte, Jugendherberge und
Gastehaus, ein Lehrlingswohnheim und ein Hallenbad direkt im Stadtzentrum von E. Bedeutung erlangte der F. auch als Forum fir
internationale Jugendbegegnungen. Inzwischen hat er sich zu einem Freizeitzentrum entwickelt, das allen Bevolkerungsschichten und
Altersgruppierungen offensteht. Heute ist der F. Sitz der Jugendkunstschule und des Amtes fiir Freizeit sowie nicht zuletzt ein Haus der
E Vereine. Er bietet multifunktional nutzbare Veranstaltungs- und Seminarraume fir 30 bis 200 Personen. Angeschlossen sind eine
Jugendherberge und ein Gastehaus mit rund 100 Ubernachtungsplatzen, ein Restaurant und ein Wohnheim.

Nutzung Frankenhof
Vorhandene Flachen:
Nutzflache 3776 gm
Verkehrsflache./Funkt./Lager 1811 gm
Gesamt: 5587 gm
Aktuell (09.2010) Kunftig (Zirka-Flachen)
AL 41+ Sekr. 45 | AL 41 + Sekr + Hausleitung + 150
Backoffice DLZ.
Abt. 410 — Verw.+Pforte 150 | DLZ 41 + 43 250
+ Sozial-/Sanitats-/Mitarb.Raume
Funktions-/HV-/Technikraume 400 | Funktionsraume 450
Lagerraume 500 | Lagerraume 400
Ubernachtung 1400 0
Gastronomie 450 350
+AuRRenfl.+Inseln
Multifunktionsréume 500 | Multifunktionsrdume 600
Saal 300 | Saal + neuer Saal 550
Vereinsrdume (fest) 387 | Vereinsraume (fest) 387
Griechische Gemeinde 107
Brix-Komotauer Heimatst. 66
Adfc 45
Amnesty international 45
Lagerr. lhna Niedrige
R.124
Abt. 412 (KiJuKult) Abt. 412
Biros 150 | Buros 150
Kreativraume 450 | KreativrAume 550
Abt. 414 (Lyncker) *600 | Abt. 414 (SMS)
Soultterrain 200
EG/1. OG je 350 700
VHS (Wildenstein) *550 | VHS 640
Biros 180 | Biros 185
Séle/Servicebereich 400 | Unterrichts-/Seminarraume 555
dfi (Egloffstein) *196 | dfi 185
CEG-Auslagerung 550 0
Kinderkrippe (NfK) 100 | Kinderkrippe (NfK) 145
Leerstand 205 0
Nutzflache Frankenhof 5.587 5.707
_ Mehrflache durch Saal
Uberbauung Wirtschaftshof
* = bisherig Nutzfl. extern *1346
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Anlage 2 zu 1V/013/2010

VI/242-1/LHB T. 2325

Dokumentl

Erlangen, 21. September 2009

Kulturentwicklungsplanung

Argumente fr eine baldige Generalsanierung der Objekte Friedrichstrale 17,19,21,35 und
Frankenhof:

Sanierungsmafnahmen mit ca. Kosten, die bei jetziger Nutzung in den néchsten ca. 7 Jahren
notwendig werden, wenn die Objekte nicht in diesen 7 Jahren generalsaniert werden. Diese Arbei-
ten waren dann bei der spater vorzunehmenden Generalsanierung zum Teil wieder rickzubauen.

Friedrichstr. 17

Dachdeckung 280.000€
Flaschner 60.000€
WC Anlagen 85.000€
Fenster notdurftig richten + streichen 35.000€
Einbau einer Brandmeldeanlage 70.000€
Summe 530.000€
Friedrichstr. 19/21
Flachdach 100.000€
Fenster notdurftig richten + streichen 25.000€
Erneuerung Heizkessel 10.000€
Brandschutzmalinahmen:
Schaffung 2.Fluchtwege,
Einbau Sicherheitsbeleuchtung 150.000€
Summe 285.000€
Friedrichstr.35
Dachdeckung 55.000€
WC Sanierung 35.000€
Brandschutzmalinahmen:
Schaffung sicherer Fluchtwege,
Einbau Alarmierungsanlage 200.000€
Summe 290.000€
Frankenhof
Fensteraustausch 250.000€
Tdren in Fluren + zum Innenhof 125.000€
Beseitigung von Rohrbriichen Heiz- und
Wasserleitungen 30.000€
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VII.

Anlage 2 zu 1V/013/2010

Brandschutzmalinahmen:
Schaffung sicherer Fluchtwege im Turm
und in der Jugendherberge durch Einbau
von Brandschutztiiren, Brandschutzver
glasungen und Rauchabziigen 200.000€

Summe 605.000€
Gesamtsumme 1.710.000€

Angaben ohne Gewahr, grobe Schéatzungen innerhalb kirzester Zeit.
Die Finanzierung vorgenannter Arbeiten ist derzeit nicht gesichert.

Mit freundlichen GriRRen
Schleicher
Lauterbach

Kopie Ref.IV

Kopie Ref.IV/Stabsstelle

Kopie Amt 24

Kopie 242-1: Herr Lauterbach; Schleicher, Hofmann, Klischat
Kopie 242-2: Herr Rottmann, Sahm

Kopie Herr Mdller

Seitq% )@72



Beschlussvorlage

Geschéftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/IA2/TNA-T. 1529 Frau Grimmer 42/008/2010

Ubertragung und Verwendung des Budgetergebnisses 2009 des Amtes 42 -
Korrektur

Beratungsfolge Termin Status Vorlagenart Abstimmung

Kultur- und Freizeitausschuss 06.10.2010 o6ffentlich Gutachten
Kultur- und Freizeitausschuss 06.10.2010 o6ffentlich Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Amt 20, Amt 42

. Antrag

1. Gutachten

Durch eine Fehlbuchung ergibt sich, dass die Riicklagen der Stadtbibliothek 2009 nicht, wie
in der Beschlussvorlage 42/007/2010 vom 07.07.2010 51.346,80 € betragen, sondern
63.139,00 €.

2. Beschluss
Mit dem Vorschlag zur Verwendung des Budgetibertrages 2009 i.H.v. 63.139,00 € besteht,

vorbehaltlich der Beschlussfassung tiber die Ubertragung der Budgetergebnisse durch den
Stadtrat, Einverstandnis.

. Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen
Durch die zusétzlichen 11.782,20 € wird die Bibliothek in die Lage versetzt, mit der kon-
kreten Planung flr die Ausstattung des Medienraums zu beginnen. Eine Kooperation mit
der Universitatshibliothek bezilglich der W-Seminar-Schulungen der Oberstufe kann
dann begonnen werden.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

2.1 Das bereinigte Sachkostenbudgetergebnis 2009 des Amtes 42 betragt 63.139,00 EUR
(falschlich: 51.346,80 EUR).

Es ist zurlickzufihren auf Fehlbuchungen durch die Umwidmung einer Haushaltsstelle.
In den Investitionshaushalt wurden 0,00 EUR Ubertragen.

2.2 Das bereinigte Personalkostenbudgetergebnis 2009 des Amtes 42 betragt 49.555,26
EUR (2008: 32.156,33 EUR, 2007: 43.525,90 EUR).

Es ist zurlckzuflhren auf: einfachere Bespielung des alten Hauses

43/47

Seite 1 von 2



2.3 Das Arbeitsprogramm 2009 konnte wie geplant erfillt werden: Die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter erbrachten unter Berticksichtigung des Ausweichstandortes und der Zusatz-
belastung im Zusammenhang mit der Generalsanierung des Blrgerpalais’ Stutterheims
hervorragende Leistungen.

2.4 Der vorgesehene Ubertragungsvorschlag/der vorgesehene Verlustvortrag ist der beilie-
genden Budgetabrechnung der Kdmmerei zu entnehmen.

2.5 Folgende Verwendung des zusatzlichen Budgetibertrages ist geplant/Zum Ausgleich des
Verlustvortrages sind folgende Malinahmen geplant:
251 Finanzierung Medienpéadagaogischer Raum

2.6 Entwicklung der Budgetergebnisricklage des Amtes 42 in 2009

Betrag in EUR
Stand am 01.01.2009 32.824,36

. abzuglich der tatsachlichen Entnahmen aufgrund Fachausschussbe-
schluss
. abziglich Ricklagenentnahme zur Reduzierung des Verlustausgleichs

= gegenwartiger Rucklagenstand 63.139,00

Folgende Verwendung des gegenwartigen Ricklagenstandes ist geplant:

2.6.1 Reparatur des alten Blicherbusses

2.6.2 Finanzierungsbeitrag zu den Mehrkosten bei der Anschaffung des
neuen Blcherbusses

2.6.3 Finanzierung Mehrausgaben Birgerpalais Stutterheim

2.6.4 Finanzierung Medienpadagogischer Raum

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Budgetrucklagenzufihrung i.H.V. 11.782,20 EUR
(wird gebucht im Rahmen der Abschlussarbeiten zum Haushalt 2009)

Verlustvortrag nach 2010 i.H.V. 0,00 EUR
(der Verlustvortrag wird durch Mittelentzug aus dem laufenden Budget 2010 umgesetzt)

Anlagen: XX

Ill. Abstimmung
siehe Anlage
IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Sonderriicklage Budgetergebnisse

Stand:29.09.2010

Amt 42
Datum d. | Anfangsbestand Zugang: Abgang: Aktueller Stand in Erlauterungen
Eintrags zum 01.01.2009 EURO
Haushaltsjahr 2009:
01.01.2009 32.824,36 € 32.824,36 €|Stand der Riicklage am 01.01.2009
16.07.2010 30.314,64 € 63.139,00 €|Ubertrag Budgetergebnis 2009
Entnahme aufgrund Jahresrechnung 2009
32.824,36 € 30.314,64 € 63.139,00 €|[Endbestand:; 31.12.2009

18000967 .xls
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Beschlussvorlage

Geschéftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/I43/hbl T 2891 Frau Brigitte Hofmann 43/011/2010

Modellprojekt "vhs Club International” im Rahmen des Modellvorhabens
"Kooperationen - Pilotprojekte fur die Stadtgesellschaft”

Beratungsfolge Termin Status Vorlagenart Abstimmung

Kultur- und Freizeitausschuss 06.10.2010 o6ffentlich Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Amt 61

. Antrag

Der vhs Club International soll auf Grund des Stadtratsbeschlusses vom 25.02.2010 auch
nach der zweiten Projektphase fortgesetzt werden. Fir die dritte Phase vom 01.01.2011 bis
31.12.2012 sollen erneut Férdermittel im Rahmen des vom Bayerischen Staatsministerium
des Inneren ausgelobten Wettbewerbs ,Kooperationen — Pilotprojekte fur die Stadtgesell-
schaft" beantragt werden.

Bei Gewahrung weiterer Fordermittel fur die dritte Phase stehen die notwendigen Finanzmit-
tel zur Eigenfinanzierung in Hohe von 51.200,- € im Budget der Volkshochschule zur Verfi-

gung.

. Begrindung

Sachbericht:

Historie und Ausblick

1. Phase vom 01.08.2007 bis 31.07.2009:

Erfolgreiche Bewerbung beim vom Bayerischen Staatsministerium des Inneren ausgelob-
ten Wettbewerbs ,Kooperationen — Pilotprojekte fur die Stadtgesellschaft — Modellvorha-
ben in der Sozialen Stadt in Bayern*

(Gesamtkosten i. H. v. 263.886,- €, Zuschuss Bund/Land i. H. v. 143.200,- €)

2. Phase vom 01.08.2009 bis 31.12.2010:
Seitens der Regierung von Mittelfranken bewilligte Mal3hahmenverldngerung zur intensi-
ven Begleitung und Betreuung einzelner Teilprojekte Uber die erste Projektphase hinaus.
(Gesamtkosten i. H. v. 120.000,- €, Zuschuss Bund/Land i. H. v. 72.000,- € (It. Rahmen-
bewilligung vom 17.06.2009 der Regierung von Mittelfranken).

3. Phase vom 01.01.2011 bis 31.12.2012:

Erneute Bewerbung auf den durch das Bayerische Staatsministerium des Inneren ausge-
lobten Wettbewerbs durch die Volkshochschule fir eine weitere Férderphase.
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Inhaltliche Ziele des Projektes

Durch den im Egloffstein'schen Palais gegrindeten ,vhs-Club International”, sollen durch
neue Lehr- und Lernkulturen, mit Schwerpunkt auf Gelegenheiten des informellen Lernens,
die sprachliche und gesellschaftliche Integration von auslandischen Birgerinnen und
Burgern sowie die fremdsprachliche und interkulturelle Kompetenz bei deutschen
Blrgerinnen und Birgern gefdrdert und unterstitzt werden.

Projektkosten fir den Projektzeitraum 01.01.2011 bis 31.12.2012 (3. Phase):
Personalkosten fiir Projektleitung 65.400€ | o .
' 59 ]
Zusatzliche Personal- und Sachkosten fir Verwaltungsleis- 10.100 € g -‘N“ ic’:or u>)
tungen ) 7 8 ; T
Honorare und Weiterbildung 20000 | =2 E= = %
(&) pust
%) o2
Evaluation und Praxisbuch 6.000€ | = § S| NT
’ ) o O c =
- . . . c o0& c £
Offentlichkeitsarbeit 16500€| ©O@& - ENG
S0 | 082
. : Qg8 2c g
Filmprojekt 10.000 € =cWm Wi =
Gesamtkosten 2011/12 128.000 | 76.800€ | 51.200 €
Haushaltsmittel
] werden nicht benétigt
X sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk 430090/27110043
[] sind nicht vorhanden

Sollten keine Foérdermittel fur die dritte Phase gewahrt werden, wird die Volkshochschule
im Rahmen der ihr zur Verfugung stehenden Finanzmittel den vhs-Club International wei-
terfihren.

Anlagen:

I1l. Abstimmung
siehe Anlage
IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang

47147

Seite 2 von 2



Inhaltsverzeichnis

Sitzungsdokumente

Einladung -6ffentlich- 1
Vorlagendokumente
TOP O 1.1 Zuschussverwendung und Zuschussbedarf Initiative Jugendhaus Erlangen
Mitteilung zur Kenntnis 412/005/2010 3
TOP O 1.2 Kulturférderabgabe als 6rtliche Aufwandsteuer (Schreiben des Deutsche
Mitteilung zur Kenntnis 1V/014/2010 5
Anlage 1: Schreiben Deutscher Stadtetag zur Genehmigung einer Kulturf 6
Anlage 2: Schreiben des Innenministeriums von NRW 1V/014/2010 7
Anlage 3: Satzungsbeispiel Kulturférderabgabe 1v/014/2010 9
TOP O 1.3 Anfrage von StRin Grille im Stadtrat 29.07.2010: Ubersicht tiber die S
Mitteilung zur Kenntnis 1V/015/2010 13
Anlage: Vergleichstabelle Theater 1V/015/2010 14
TOP O 3 Gemeindezentrum Frauenaurach: Weitere Nutzung und Erledigung des Frakti
Beschlussvorlage 241/011/2010 15
Fraktionsantrag254 2009 - pdf 241/011/2010 20
TOP O 4 Induktionsanlagen im Ratssaal und im Theater
Beschlussvorlage 50/024/2010 22
Anlage 1 - Fraktionsantrag der Griinen Liste Nr. 50/2010 50/024/2010 24
TOP O 5 Mittelbereitstellung fur IP-Nr.: 366D.408 Spiel- und Bolzplatz Goldwitz
Vorlage Mittelbereitstellung 412/004/2010 25

Anlage_Entwurf_Spielflachen_AuRRenanlagen_Goldwitzerstral3e 412/004/201 28
TOP O 6 Sicherstellung der Planung fiir das Theater Erlangen im Jahr 2012 - Budg

Beschlussvorlage 44/010/2010 29
Haushaltskonsolidierung 2012 44/010/2010 33
Spielzeitplanung 2010.2011 44/010/2010 34
TOP O 7 Umsetzung des Entwicklungsplans "Offentlich-kulturelle Gebaude in der h
Beschlussvorlage 1v/013/2010 35
Anlage 1 Flachen- und Nutzungsubersicht Frankenhof - pdf 1V/013/2010 40
Anlage 2 Kostennubersicht Sanierung Innenstadt QB - pdf 1vV/013/2010 41
TOP O 8 Ubertragung und Verwendung des Budgetergebnisses 2009 des Amtes 42 - Ko
Beschlussvorlage 42/008/2010 43
Budgetricklage Amt 42_31 12 2009 - xIs 42/008/2010 45
TOP O 9 Modellprojekt "vhs Club International” im Rahmen des Modellvorhabens "K
Beschlussvorlage 43/011/2010 46

Inhaltsverzeichnis 48



	Sitzungsdokumente
	Einladung -öffentlich-

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  1.1 Zuschussverwendung und Zuschussbedarf Initiative Jugendhaus Erlangen e.V.
	Mitteilung zur Kenntnis  412/005/2010

	TOP Ö  1.2 Kulturförderabgabe als örtliche Aufwandsteuer (Schreiben des Deutschen Städtetages vom 10.09.2010)
	Mitteilung zur Kenntnis  IV/014/2010
	Anlage 1: Schreiben Deutscher Städtetag  zur Genehmigung einer Kulturförderabgabe  IV/014/2010
	Anlage 2: Schreiben des Innenministeriums von NRW  IV/014/2010
	Anlage 3: Satzungsbeispiel Kulturförderabgabe  IV/014/2010

	TOP Ö  1.3 Anfrage von StRin Grille im Stadtrat 29.07.2010: Übersicht über die Situation von Stadttheatern vergleichbarer Städte
	Mitteilung zur Kenntnis  IV/015/2010
	Anlage: Vergleichstabelle Theater  IV/015/2010

	TOP Ö  3 Gemeindezentrum Frauenaurach: Weitere Nutzung und Erledigung des Fraktionsantrages 254/2009 der SPD
	Beschlussvorlage  241/011/2010
	Fraktionsantrag254_2009 - pdf  241/011/2010

	TOP Ö  4 Induktionsanlagen im Ratssaal und im Theater
	Beschlussvorlage  50/024/2010
	Anlage 1 - Fraktionsantrag der Grünen Liste Nr. 50/2010  50/024/2010

	TOP Ö  5 Mittelbereitstellung für IP-Nr.: 366D.408 Spiel- und Bolzplatz Goldwitzerstraße (Neuanlage)
	Vorlage Mittelbereitstellung  412/004/2010
	Anlage_Entwurf_Spielflächen_Außenanlagen_Goldwitzerstraße  412/004/2010

	TOP Ö  6 Sicherstellung der Planung für das Theater Erlangen im Jahr 2012 - Budget für das Haushaltsjahr 2012
	Beschlussvorlage  44/010/2010
	Haushaltskonsolidierung 2012  44/010/2010
	Spielzeitplanung 2010.2011  44/010/2010

	TOP Ö  7 Umsetzung des Entwicklungsplans "Öffentlich-kulturelle Gebäude in der historischen Innenstadt" Neustrukturierung/Generalsanierung des Kultur-, Bildungs- und Kreativzentrums Frankenhof im Quartier B
	Beschlussvorlage  IV/013/2010
	Anlage 1 Flächen- und Nutzungsübersicht Frankenhof - pdf  IV/013/2010
	Anlage 2 Kostennübersicht Sanierung Innenstadt QB - pdf  IV/013/2010

	TOP Ö  8 Übertragung und Verwendung des Budgetergebnisses 2009 des Amtes 42 - Korrektur
	Beschlussvorlage  42/008/2010
	Budgetrücklage Amt 42_31 12 2009 - xls  42/008/2010

	TOP Ö  9 Modellprojekt "vhs Club International" im Rahmen des Modellvorhabens "Kooperationen - Pilotprojekte für die Stadtgesellschaft"
	Beschlussvorlage  43/011/2010


	Inhaltsverzeichnis



